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Aſquith hielt in Birmingham eine Rede, in der
er u. a. ſagte:

Jch kann nicht vergeſſen, daß ich mit meinem Freunde und
Amtsgenoſſen Sir Edward Grey eine größere Verantwor-
tung habe, als ſie je in der Geſchichte vorlag. Aber ich be
haupte entſchieden Mit aller Kenntnis, die wir jetzt haben von
den damals unverſtehbaren Schrecken eines weltumfaſſenden
Krieges: Sollte ich noch einmal die Zeit durchleben, ich würde
dieſelbe Entſcheidung treffen. Beifall.

Stellen Sie ſich nun vor, daß der Krieg mit einem Frieden
endet, der die Erreichung unſerer urſprünglichen Ziele
ſicherſtellt und damit an ſich die Bürgſchaften für ſeine Dauer
enthält. Ein ſolcher Frieden iſt das oberſte beherr-
ſchen de Bedürfnis der Welt geworden, und es gibt
zurzeit keinen größeren Feind des Menſchengeſchlechts als
den Mann, der durch Wort oder Tat die Erreichung des Frie
dens er ſchweren würde.

Zum Brief Lansdownes ſagte Aſquith: „Jch
wußte von ſeinem Briefe nicht mehr als irgendein Mitglied
der Regierung, bis ich ihn in der Preſſe ſah, und ich trage
keine Verantwortung für ſeinen Jnhalt, weder direkt
noch indirekt, aber ich muß bekennen, daß viel von der Kritik,
die dem Briefe widerfahren iſt, mir daher zu rühren ſcheint,

ſein, den Völkern
Welt, ſowohl den Kriegführenden wie den Neutralen, immer
mehr klar zu machen, daß die einzigen Ziele, für die wir
kämpfen, nationale und uneigennützige Ziele an ſich ſind, und
daß es diejenigen Zield ſind, für die wir in den Krieg einge
treten ſind, und daß wir durch die Erreichung unſerer Ueber-
zeugung nach einer dauernden Friedensbürg-
ſchaft trachten, begründet durch die gemeinſchaftliche
Autorität eines internationalen Bundes.
Um die jüngſten Worte des Präſidenten Wilſon zu gebrauchen,
ſo iſt das Ziel zu wirkſamer Geltung zu bringen, die Teil-
nahme nicht allein der Regierungen, ſondern auch der Völker,
die fortan den Weltfrieden verbürgen müſſen. Selbſt jetzt
iſt es reichlich klar, daß nicht die Regierungen, ſondern die
Völker der feindlichen Länder künſtlich im Dunkel gehalten
werden über unſre tatſächlichen Abſichten ſowohl hinſichtlich des
Krieges wie des Friedens und ich werde weiter tun, was ich
kann, um den Schleier zu lüften und womöglich einige Licht-
ſtrahlen hineinzulaſſen.

Aſquith hat ſich offenbar bemüht, eine im Vergleich zu
ſeinen früheren Reden maßvollere Tonart anzuſchlagen. Dazu
hat er auch gerade jetzt, wo ein Jahr nach dem deutſchen
Friedensangebot verfloſſen iſt, allen Anlaß. Die Rund
ſchau bemerkt hierzu: „Wir ſehen darin die ſtillſchweigende
Anerkennung unſrer politiſchen und militäriſchen Lage. Aus
ſeinen Worten über die militäriſche Herrſchaft Preußens leſen
wir nichts anderes, als daß ſein Ziel die militäriſche Nieder
werfung Deutſchlands iſt. Meint er noch immer, dieſes Ziel
erreichen zu können, ſo ſind wir dem Frieden nicht näher. Will
er den Waffenſieg über Deutſchland, ſo mag er weiter ver
ſuchen, ihn zu holen. Er findet Deutſchland auch weiter zum
Kampfe entſchloſſen.“

Zu den Waffenſtillſtands
Verhandlungen.

Petersburg, 11. Dezember. (Petersburger TelegraphenAgen-
kur.) Am 28. November nachts iſt unſere Friedensabordnung ent
re gen der Verabredung in BreſtLitowsk eingetroffen und hat die

bordnungen der Mittelmächte am 29. November mittags getroffen.
Es nahmen daran teil die von dem Rat der Volkskommiſſare beauf-
tragten Vertreter der politiſchen Parteien ſowie Militärvertreker

r Armee und Flotte. Ueber einige Punkte iſt in den erſten
Sitzungen Einverſtändnis erreicht worden. Die bürgerliche Preſſe
atte einen Mißerfolg dieſer Verhandlungen auspoſaunt, iſt aber

nicht übel enttäuſcht worden. Jhr Lügenunternehmen wird in allen
Punkten entlarvt werden. Die Unterbrechung der Waffen-

illſtandsverhandlungen auf eine Woche wurde auf ruſſiſcher Seite
azu beſtimmt, ſich noch einmal an die Alliierten zu

wenden und noch einmal die Soldaten und Proletarier aufzu
rufen, nachdrücklich in den Gang der Ereigniſſe einzugreifen; dieſer
Auftrag iſt ausgeführt worden.

Der Rat der Volksbeauftragten hat den alliierten Län-
dern vorgeſchlagen, an den Friedensbeſprechungen teilzunehmen,
Wer keine Antwort iſt vernehmbar geworden; die Verantwortlichkeit

t auf ſie. JDie ruſſiſche Abordnung reiſt ab, um die Waffenſtill-
kandsver handlungen fortzuſetzen, geſtützt auf die
volle Kraft der ſiegreichen Revolution der Arbeiter und Vauern, um

ie Kanonen zum Schweigen zu bringen an der ganzen Front vom
Baltiſchen bis zum Schwarzen Meere. Die ruſſiſche Abordnung wird

begonnenen Waffenſtiüſtandsverhandlungen zum Abſchluß
bringen nicht wie einer, der ſich ergibt, ſondern als bevollmächtigte

tretung des Landes eines aufrichtigen Volbes, auf welches die

Fscuuith in milderer Tonart.

Bern, 12. Dezember. Der Petersburger Berichterſtatter des
Secolo drahtet: Die ruſſiſche Abordnung zur Unterhandlung über
einen Waffenſtillſtand habe den Deutſchen politiſche Friedens

rſchläge machen wollen, ohne irgendwelchen militäriſchen Plan
zur Ausführung des Waffenſtillſtandes ausgearbeitet zu haben. Die
Deutſchen haben aber den politiſchen Plan der Ruſſen zurückge-
wieſen mit der Begründung, nur über die militäriſchen Be-
dingungen eines Waffenſtillſtandes unterhandeln zu wollen. Nach-

einen Waffenſtillſtand ausgearbeitet hatten, beſtanden die Deut-
ſchen darauf, daß in den Vertrag über den Waffenſtillſtand auf-
genommen werde, ſofort mit Unterhandlungen über
einen formell—len endgültigen Friedensſchluß zu
beginnen. Ruſſiſche Wirren.

Nach einer Reutermeldung aus London teilt die maximaliſtiſche
Zeitung Prawda mit, daß der erſte Zuſammenſtoß zwiſchen den
maximaliſtiſchen Truppen und einem Trupp des Generals
Kornilow, der zwiſchen drei und viertauſend Mann zählte und mit
Maſchinengewehren ausgerüſtet war, auf der Station Tamarowka,
28 Werſt von Belgorod, ſtattfand. Die maximaliſtiſchen Kommiſſare der
SchwarzenMeer-Flotte hätten telegraphiſch mitgeteilt, daß eine Abteilung
Marinetruppen gegen General Kaledin ausgeſchickt wurde, der da-
vor warne, daß die Schwarze-Meer-Flotte ſich in die Angelegenheit der
Koſakengebiete einmiſche.

London, 12. Dezember. (Reuter.) Daily Chronicle meldet aus
Petersburg, däß nach Berichten der Eiſenbahngeſellſchaft die

turm bataillons Kaledins dei Belgorod geſchlagen
c Koſakenverſtärkungen von General Kaledin ſeien unter
wegg

Stockholm, 11. Dezember. Die Petersburger Telegraphen-Agentur
meldet: Djen, eine ſozuſagen auch ſozialiſtiſche Zeitung, veröffentlicht
eine Unterredung ſeines nach dem Don entſandten Vertreters mit
Boggewski, der rechten Hand Kaledins. Dieſer habe wortlich
geſagt: „Die Lage iſt derartig, daß wir Gefahr laufen, von dem Bol-
ſchewismus überflutet zu werden. Bei uns am Don hoffen wir durch
zukommen, aber wir dürfen kein weiteres Wagnis unternehmen.

Petersburg, 11. Dezemebr. Auf dem Kongreß der Partei der
Revolutionären Sozialiſten hat die endgültige Trennung
des linken vom rechten Flügel ſtattgefunden. Am 11. Dezember hat
das Mitglied des Hauptausſchuſſes der ſozialdemokratiſchen Partei
Rumäniens, Genoſſe Rockowski, die ruſſiſche Regierung und die
Bauern in einem Briefe begrüßt, in dem er ſie aufforderte, von der
rumäniſchen Regierung eine allgemeine Amneſtie und die
Berufung einer verfaſſunggebenden Verſammlung nach demokratiſchen
Grundſätzen zu verlangen.

Petersburg, 11. Dezember. Der zweite Kongreß der Bauern-
Abgeordneten iſt eröffnet worden. Zur Vorſitzenden wurde Marie
Sviridonowna mit 260 gegen 230 Stimmen, die auf Tſchernow
fielen, gewählt. Frau Spiridonowna erklärte, daß in der Geſchichte
Rußlands die Macht zum erſten Male in den Händen der Arbeiter-
maſſen liege und daß die Arbeiter und Soldatenräte ſie ſich nicht ent-
reißen laſſen würden. Die revolutionären Sozialiſten der Linken und:
die Bolſchewiki ſchützen allein die Intereſſen der Maſſen ſeit neun Mona-
ten. Frau Spiridonowna ſchloß ihre Rede mit den Worten: Wir be-
antragen einen Beſchluß, daß die Souveränität der Arbeiter und Sol-
datenräte mit der Souveränität des Volkes gleichbedeutend ſein ſoll. Der
Kongreß ſpendete Beifall.

Die Konſtituante.
Petersburg, 11. Dezember. Gemäß den von den Kommiſſaren

gegebenen Anordnungen wird die Eröffnung der Verfaſſung-
ebenden Verſammlung ſtattfinden, wenn 400 Mitglieder ver-
ammelt ſein werden.

Amſterdam, 12. Dezember. Times meldet aus Petersburg
Der riums der Verfaſſunggebenden v wird mit
großer Spannung entgegengeſehen. Ein Teil der Bevölkerungvon Petersburg, er ſich vor e a die Hauptſtadt
verlaſſen. Kerenſki, deſſen Aufenthaltsort ſtreng r ge
halten wird, wurde von der ſüdweſtlichen Armee zum Abgeord-
neten in der r Verſammlung gewählt. Auch der
frühere Juſtizminiſter wurde gewählt und zwar durch die Regie
rung der neuen Sibiriſchen Republik.

Kopenhagen, 12. Dezember. Berlinske Tidende meldet aus
Stockholm: Der neue Geſandte der Bolſchewiki in Stockholm
Worowſtki erklärte auf Befragen, er ſei überzeugt, daß die Ver
faſſunggebende Verſammlung die Regierung der Bolſche-
wikiunterſtützen und ſich für die Unabhängigkeit Finn-
lands und Polens ausſprechen werde. Er betrachte es als
gſtverſtindug daß die u en auf den Aalandsinſeln
beſeitigt und daß es der Bevölkerung Finnlands und der
Aalandsinſeln überlaſſen werde, ſelbſt über das zukünftige Schick-
ſal der Jnſelgruppe zu beſtimmen. Schließlich erklärte er noch,
daß die ungeheure Staatsſchuld Rußlands herabgeſetzt
werden müſſe, da Rußland ſie unmöglich bezahlen könne.

Das engliſche Luftſchiff C 27 vernichtet!
Berlin, 12. Dezember. Eines unſrer Marineflugzeuge, Füh

rer Oberleutnant zur See Chriſtianſen, hat bei einem Aufklärungs-
flug in den Hoofden am 11. Dezember vormittags das engliſche
Luftſchiff „C 27“ vsrnichtet. Das Luftſchiff ſtürzte brennend inicke von Millionen und Abermillionen von Arbeitern und Soldaten

der ganzen Welt gerichtet ſind. die See Der Chef bes Admiralltabes der Marine.

dem ruſſiſche Generalſtabsoffiziere die techniſchen Bedingungen für
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Ein WMahnwort an die Arbeiter,
Zu dem Verbot der für letzten Sonntag in Berlin ge

planten großen Demonſtrationsver ſammlung
ſtellt der Vorwärts folgende Betrachtung an:
So herrlich weit haben wir es alſo ſchon gebracht, daß

eine Behörde eine Veranſtaltung der Berliner Ar
beiterbewegung mit der gewollt oder ungewollt
höhniſchen Begründung verbieten kann, die Herren Arbeiter
würden ſich dabei doch gegenſeitig die Köpfe einſchlagen.
„Und möcht ich ſie zuſammenſchmeißen, kann ich ſie doch nicht
Lügner heißen.“

Die Befürchtungen der wohlwollenden Behörde, die eine
Verſammlung verbietet, um tumultnariſche Auseinander
ſetzungen zwiſchen Berliner Arbeitern zu verhindern, ſind ge
wiß übertrieben. Wir ſind, weiß der Himmel, weniger nervös,
haben uns mit der Zeit an mancherlei gewöhnt und haben
ſogar über Dinge lachen gelernt, auf die man eigentlich ganders antworten müßte. Aber Hand aufs Herz: können wie

ſagen, daß wir den Mächten gegenüber, die naturgemäß unſer
gemeinſamen Gegner ſind, noch eine einheitliche Front bilden
Man wird auf dieſe Frage von der andern Seite natürli
ſofort mit dem erregten Geſchrei antworten, wenn dem nicht
ſo ſei, ſo wären nur die „Scheidemänner“ daran ſchuld, die
mit allen arbeiterfeindlichen Mächten unter einer Decke ſteckten
und mit ihnen die finſteren Pläne gegen die Unabhängigen
ausheckten.

Hat es doch Haaſe fertig gebracht, im offenen Reichs
tag gegen ſeine früheren „Fraktionskollegen“ unter Berufung
auf die Kreuzzeitung die Verleumdung auszuſprechen,
ſie hätten mit Herrn Michaelis, ausgerechnet mit Herrn
Michaelis, wegen der Wilhelmshavener Vorgänge ein Kom
plott gegen die Unabhängigen geſchmiedet! Und das, obwohl
alle Welt jene Vorgänge aus der hiſtoxiſchen Reichstags

vom 9 Oktober kennt wo die Sozioldeſrokraken den Ungr

hängigen ſofort zur Seite ſprangen, als ihre
Gleichberechtigung als Partei angegriffen wurde! So etwas
iſt Verfolgungswahnſinn, wenn nicht noch etwas Schimmeres.

Aber ſelbſt angenommen, die Vorwürfe der Unabhängigen
entſprängen zum Teil nicht nur einer überhitzten Phantaſte,
angenommen, es wäre geſündigt worden in Jlion und
außer Jlion müßte der Vorgang vom Sonntag nicht
zur Einkehr und Beſinnung mahnen? Und da muß aller-
dings geſagt werden: Zeichen dafür ſind auf der anderen
Seite nicht im entfernteſten zu bemerken. Mit welchem
Hohngelächter iſt dort der Aufruf des Würzburger
Parteitags zur Einigkeit aufgenommen worden!
Und eben geht wieder ein Artikel durch die Preſſe der Ungb-
hängigen, in dem geſpottet wird, der Vorwärts wolle die ab
trünnig Gewordenen wieder „in den Schoß der alleinſelig-
machenden Scheidemannkirche“ führen.

Der Vergleich wirkt anregend. Er erinnert an die wüten-
den Glaubensſtreitigkeiten, die zwiſchen Chriſten und Chriſten
in vergangenen Jahrhunderten geführt worden ſind. Wer
zählt alle Bekenntniſſe, Konfeſſionen und Sekten, die ſich im
Laufe der Zeit im Schoße des Chriſtentums gebildet haben!
Swift, der engliſche Biſchof, deſſen 250. Geburtstag wir jüngſt
feierten, hat in ſeinem „Gulliver“ die große Satire dieſer
Kämpfe geſchrieben, indem er ſchilderte, wie im Lande Liliput
die „Big-Endians“ und die „Small-Endians“ darum blutig
ſtritten, ob man ein Ei an der breiten oder an der ſpitzen
Seite aufſchlagen müſſe, und er gibt zum Schluß mit der
Miene des ernſten Hiſtorikers eine Aufzählung der Opfer, die
dieſer Glaubensſtreit gekoſtet hat. Soll auch der Sozialismus
reif für die Satire werden, worin erzählt wird, wie Anhänger
der S. P. D und der U. S. P. D., Espediſten und Uspediſten,
um die reine Lehre rangen? Wer dieſe Gefahr überſieht, wer
die Einheit der Arbeiterbewegung, die uns jahr
zehntelang das hohe, unzerſtörbare Gut war, höhniſch mit der
„alleinſelig machenden Kirche“ vergleicht, der hat kein Recht,
anderen „ſozialiſtiſche Grundſätze“ zu predigen, denn ihm iſt
das Weſen unſerer Bewegung herzens- und verſtandesfremd
geblieben.

Aber ſoviel iſt an ſeinem Vergleich zweifellos richtig, daß
in der Spaltungsbewegung ein gut Stück jenes uralten
Sektengeiſtes ſteckt, der in die Welt ſchon ſo unendlich
viel Unheil gebracht und ſo viele Anſätze zu Großem zerſtört
hat. Und das iſt der Grund, warum wir die Unabhängigen
ſo entſchieden bekämpfen. Es ſind nicht Meinungsverſchieden-
heiten über dieſe oder jene Fragen die müſſen ertragen
werden es iſt durchaus und ganz und gar nicht der Glaube
an die eigene Unfehlbarkeit, ſondern es iſt die tiefwurzelnde,
durch die Erfahrung beſtätigte Ueberzeugung, daß der un-
endliches Unheil über die Arbeiterbewegung'bringt, der ihre
Einheit zerſtört!

Wir haben uns an dieſer Stelle und auch ſonſt in den
Spalten dieſes Blattes ſo wenig wie möglich mit den inneren
Streitigkeiten der Arbeiterbewegung beſchäftigt, denn die Auf
gaben, die heute einem ſozialdemokratiſchen Blatt geſtellt ſind,
ſind viel zu gewaltig, als daß es ſich, ohne großen Schaden
für die Sache, auf die Austragung ſolcher Streitigkeiten kon
zentrieren könnte. Wir haben gegen Jmperiagliſten und
Annexioniſten, gegen Alldeutſche und Vaterlandsparteiler,
gegen ſchädliche Regierungen, übelwollende und mißver-
ſtehende Behörden gekämpft und dürfen ohne Ueberhebung
ſagen, daß ſie unſere Klinge kennen gelernt haben. Aber die
bittere Frage muß erlaubt ſein: Wo ſind in. dieſen
Kämpfen die Unabhängigen geweſen Man

t gsſitzung



ihre Preſſe nach, ob unſere Gegner auch ihre Gegner ge-
ſind! Ach nein, wir waren ihre Gegner und wir allein!

Die „Regierungsſozialiſten“, die „Abhängigen“, die
Scheidemänner“, die „alleinſeligmachende Scheidemann-
kirche“, „Gewaltſtreiche des Parteivorſtandes“, „Lüge“,
Verdrehung“, „Schwindel“ und ſo ohne Grazie ins Unend-

e. Uwd wie in der Pxeſſe, ſo in den Verſammlungen. Eine
Aktion ed von den Gewerfſchaften eingeleitet, um den

mehr zu ergbern. Aber was gehen die Un-
n de Kartoffeln der armen Leute an Die Säle

mit Kraftworten geſpickte Reſolutionen gegen
und rkſchaften werden angenommen, und dann

geht mag Hauſe umd freut ſich des Tiumphs.
Und der Erfolg? Man ſieht ihn! Die Behörde verbietet

m Freitag den Unabhängigen ihre Wahlrechtsverſamm-
mgen, fie verbietet am Sonntag den Sozialdemokraten eine

dgebung für Frieden und gleiches Wehlrecht, ſie erbeten
am Montag den Frauen eine Verſammlung zugunſten des

werden ſoll, wenn die Zerſetzung, wie es die Rnabhän-
wollen auch auf die Gewerkſchaften übergreift!

un de Oberkommando in den Marken ift ja immer noch
ein guilder Herr gegenüber dem organiſierten Scharſ

757 dex Unternehmer wie wird erſt
ieſes ſich den zerrüttenden Streit zunutze machen! Dann

wies ſich die Wahrheit des Wortes erweiſen? „Quidquid
delirant rages, plectuntur Achivi“. Jn modernes Proletarier-

übertragen? „Wie immer die Führer miteinander
elen, den Schaden haben die Arbeiter!“
Daß die Axvbeiter dieſen Schaden nicht haben ſollen, oder

haß er doch wenigſtens nicht überhand nimmt und alles rui
Sert, dafür kämpfen avir Wir bekämpfen mit dem Auf
Se aller Energie zicht die Meinung der Unabhängigen,
ndern die Neitzung, daß ein Nutzen für die Arbeiterbewe-

u geſiftet werden kann, wenn ſie in Richtungen und
Fraktionen und Fraktiönchen erſplittert wird. Dieſen
örderiſchen Wahnſinn bekämpfen wir und wenn die

t der letzten Tage dazu beitragen ſollten, Licht
n die Arbeiterköpfe zu bringen, dann wird dieſe

litäriſche Lektion wenigſtens nicht aumſonſt geweſen ſein!

che neuen Steuern kommen?
Von Wilh. Keil, M. d. R.

S. A, K. Der Staatsſekretär des Reichsſchatzamts Graf
Roedern hat in der leten Sitzung des Reichstags die Auf
merfjantfeit wieder einmal auf die Steuerfragen ge

kt, die in wenigen Monaten erneut im Brennpunkt der
tariſchen Kärnpfe ſtehen werden. Es wird gut ſein,

unſer Jntereſſe ſchon jetzt dieſen Fragen zuzuwenden, um
hmen Ueberraſchungen vorzubeugen,

Je länger der Krieg dauert, deſto ſchwieriger wird ſeine
ierung. Die vpolitiſierende Oberflächlichkeit hat ſich

r eingeredet, die Finanzfragen würden der Fortſetzung
des Krieges keine Hemmniſſe bereiten; denn da ja „das Geld
im Lande bleibe“, könne man auf unbegrenzte Zeit alljähr-
lich eine ausreichende Summe an Kriegskrediten aus der
eigenen Wirtſchaft frei machen. Ganz ſo einfach liegen aber
die Schon der Umſtand, daß die Koſten der
Kriegführung von Monat zu Monat wachſen, vermehrt mit
jedem wer riegsmonat die Sorgen des Rejchsſchagſekre-
es He Finanzbedarf, der in den erſten Kriegs
vungten noch heendeter Mobilmachung etwa 15 Milliarden
Mark wird heute nicht mehr ſehr weit von 4 Mil
karden Mark entfernt ſein. Abgeſehen von der fortdauernden
Suſtandhaltung und Ergänzung des immer größeren Um-
a annehmenden Heeresapparates ſteigert ſich täglich auch

der Aufmand für Unterſtützungen an Kriegerangehörige und
De an Kriegsbeſchädigte. Vor allem aber wächſt

inenartig der Bedarf an Kriegsſchuldzinſen. Dauert der
Kries bei Aufſtellung des nächſten Reichsetats noch fort, ſo
müſſen allein etwa 6 Milliarden Mark laufende Jahresein-

ahmen zur Befriedigung der Reichsgläubiger zur Verfügung
Kehen. VBoas das bedeutet, ergibt ſich aus dem Hinweis, daß
m letzten Friedensetat der Geſamtbetrag der Steuern 2 Mil
Barden Mark betrug

Sehr leicht wird es nicht ſein, eine Quelle oder eine
Mehrzahl von Quellen zu finden, die einen Jahresertrag von
6 Milliseden liefern. Zwar hat der Reichsſchatzſekretär im

x Befriedigung beſtätigt, daß die Kriegsſteuer
ant den Zuſchlägen eiwa 5 Milliarden Mark bringen werde.
her vergeſſen wir nicht, daß es ſich hier nur um eine ein
malige Steuer handelt, deren Einzahlung ſich überdies
uf mindeſtens zwei Jahre (1917 und 1918) verteilt. Da
dieſe Steuer nahezu reſtlos in Kriegsanleihen bezahlt wird
wobei die Steuerpflichtigen einen Profit von 25 Prozent

bewirkt ſie zwar eine kleine Schuldentilgung. Aber
der Schatzſekretär dei dieſer Gelegenheit zu tilgen in der
iſt, ihm wieder an den baren Steuereinnahmen,

zur Zinſenzahlung braucht, Er muß daher den geEr Zur
Betrag e wieder an Krediten aufnehmen, wenn

er ſeinen Verpflichtungen nachkommen will.
Der Ertrag der Kriegsſteuer üderſteigt um ein Vielfaches

die anfangs auf dieſe Quelle geſetzt wurden.
Helf Schätzung ſoklte die Steuer nur eine Mil-

erheblich überſchreiten“. Trotzdem liegt zu dem
Tirumphgeſchrei über die glänzende ſteuerliche Leiſtungs
e unſeres Wirtſchaftslebens, wie es aus der Preſſe

aſldeutſchen Welteroberer an unſere Ohren klang, kein
Anlaß vor. Der überaus reiche r iſt bedig
lich ein neuer Beweis für die beiſpielloſen Preiſe, die heute

ür Hoeereslieferungen bezahlt werden. Wenn trotz der Steuer,
ie im Geſamtdurchſchnitt übrigens nicht mehr als 25 Prozent

der im Krieg erzielten Vermögengzgewinne betragen dürfte,
und trotz des doch immer wieder ſehr eindringlich an die Ver
mögenden gerichteten Appekls zum Zeichnen von Kriegs
anſeihe für ein Bild van der Weydens 340 000 M. gezahlt
werden wenn von Privaten bei Kunſtauktionen derart fabel-

geboten werden, daß ſich die Leiter aller großen
ichen Sammlungen aufs Trockne geſetzt ſehen, ſo ver-

ergen ſich hinter dieſen Erſcheinungen geradezu phantaſtiſche
e

j dieſer Sachlage iſt es doppelt unverſtändſich, daß der
gichöſchatſekretär ſo großen Wert darauf legte, die Summen,

an direkten Kriegsſtenern aus beſonderem Anlaß des
r wurden, ſo hoch als irgendmöglich erſcheinen

en. ete zu dieſem Zweck die ſämtlichen direkten
der Bundesſtaaten und Gemeinden mit 2 Milliarden

ſchtiehlich ſogar den im Frieden beſchloſſenen und für
8bedürfniſſe beſtimmten Wehrbeitrag hinzu und kam

zu einer Geſamtleiſtung an direkten Steuern von 8 Mil
Es ſoll hier nicht näher unterſucht werden, wie Graf

zu der Summe von 2 Milliarden „Hriegsſteuern“ der

die keine hehen Löhne haben, ein paar

81 Nur mit Grauen kann man daran denken, ſcha r
umſatzſteuer, der auf 225 Millionen geſchätzt iſt, wahrſcheinlich

ſekretär lediglich von Bewunderung, vielleicht gar von Mit-
gefühl erfüllt iſt für die Volkskreiſe, die einen beſcheidenen
Teil ihrer im Krieg erzielten Vermögensgewinne dem Vater-
lande opfern müſſen. Verdienen nicht viel eher die breiten
Volksmaſſen, die neben den großen Kriegsnöten gewaltige
Summen an indirekten Abgaben zu tragen haben, Bewunde-
rung und Mitgefühl? Nicht nur die Zigarettenſteuer, die
Graf Roedern nannte, bringt ſtatt der 39 Millionen, auf die
ſie im Vorjahr veranſchlagt war, in dieſem Rechnungsjahr
„mindeſtens 300 Millionen“, vor allem auch die Kohlenſteuer
bewirkt eine viel größere Belaſtung, als bei ihrer Beratung
angenommen wurde. Während der Jahresertrag dieſer
Steuer auf 500 Millionen geſchätzt war, hat der Monat
Oktober allein ſchon 80 Millionen gebracht. Man darf alſo
mit dem Doppelten der Schätzung rechnen trotz der Kohlen
not! Das kommt daher, daß die Kohlenſteuer nach ihrer
famoſen Konſtruktion mit dem Kohlenpreis ſteigt. An der
Kohlenpreisſteigexung, die wir in reichem Maße zu koſten be
kommen, iſt folglich neben den Grubenherren auch der Reichs
ſchatzſekretär intereſſiert. Ebenſo wird der Ertrag der Waren

auf das Doppelte dieſer Summe anwachſen. Hinzu treten die
Gebührenerhöhungen im Poſt und Fernſprech- und im Eiſen
bahnverkehr. Und alle dieſe Abgaben zählen zu den Faktoren,
die Preiſe für alle Dinge des täglichen Bedarfs auf eine
ſchwindelnde Höhe treiben.

Nach dem Dargelegten ſteht feſt, daß der Reichsſchatz
ſekretär mit nächſten Etatsentwurf neue Steuervorſchläge
verbinden muß. Er ſelbſt hat darüber auch keinen Zweifel
gelaſſen. Aber er bereitet ſchon jetzt wieder darauf vor, daß
nicht das ganze geheimnisvolle Finanzprogramm, an dem
ſeit über einem Jahre gearbeitet wird, an den Reichstag ge
langt, ſondern wiederum die eine oder andere Steuer heraus-
genommen und vorweg erledigt wird. Mit dem ga Pro
gramm will er erſt hervortreten, wenn alle wirtſchaftlichen
und politiſchen Kriegsfolgen zu überſehen ſind. Welche
Steuern im nächſten Frühjahr zu erwarten ſind, hat Graf
Roedern ſorgfältig verſchwiegen. Mit ziemlicher Sicherheit
wird eine weitere Vorlage zur Beſteuerung der Kriegsgewinne
für eine zweite Veranlagungsperiode kommen. Dieſe Steue
wird aber im nächſten Rechnungsjahr noch nicht fließen. Zur
raſchen Beſchaffung verfügbarer Mittel müſſen andere Quellen
erſchloſſen werden. Da möchten wir nun jetzt ſchon nachdrück-
lich warnen vor neuen Belaſtungen des Bedarfs der breiten
notleidenden Volksſchichten. Es wäre ein gewagtes Spiel,
wenn im Ernſt die Erhöhung der Warenumſatzſteuer verſucht
würde, von der in der Preſſe die Rede war. Eine ſehr ein-
fache, raſch und ergiebig fließende Quelle ſteht zur Verfügung
in Form der auszugeſtaltenden Reichserbſchaftsſteuer mit dem
Pfichtteil des Reichs. Einen ſehr beachtenswerten in den
Einzelheiten durchgearbeiteten Vorſchlag, der ſich mit den Erb-
ſchaftsſtenervorſchlägen der Sozialdemokratie berührt, hat Dr.
Kuisynſki, der Direktor des Statiſtiſchen Amts der Stadt
Schöneberg, vor kurzem gemacht. Ohne Schädiqung der
Volkswirtſchaft und der minderbemittelten Kreiſe läßt ſich mit
dieſem Vorſchlag rund 1 Milliarde an laufenden Jahresein-
nahmen gewinnen, Da die ausgebaute Erbſchaftsſteuer mit
den Pflichtteil des Reichs zu den Steuern gehören muß, die,
wie Graf Roedern bemerkte, „in jedem denkbaren Programm
unter allen Umſtänden ein Bauſtein ſein wird“, ſo iſt kein
Grund erſichtlich, der verhindern könnte, jetzt endlich zu dieſer
Steuer zu greifen.

W v anNeues zur Weltlage.
Penama hat Oeſterreich- Ungarn den Krieg erklärt.
Der Pariſer Preſſe zufolge beläuft ſich die Zahl der Toten in

Liſſabon auf 109, die der Verwundeten auf 600. Die Preſſe be-
ſpricht die Revolution wenig, aber bedeutend ſkeptiſcher als geſtern.

Lifſabon, 12. Dezember. Das neue Miniſterium ſetzt ſich wie
folgt zuſammen: Vorſitz, Auswärtige Angelegenheiten und r Sidonio
Paes, Jnneres Machadodos Santos, Unterricht Alfredo Magelhaes,
Juſtiz Mora Pinto, Oeffentliche Arbeiten Feliciano Coſta, Marine
Hreſte Branco, Handel Favier Eſteves, Finanzen Santos Viegas, Kolo
nien Abgeordneter Tamagini Barboza.

Rokierdam, 12. Dezember. Nach Nieuwe Courant verlangt die
Times eine eingehende Unterſuchung über die Urſache der engliſchen
Niederlage an der Weſtfront. Alle Truppenführer, die Pe
Fehler begehen, müſſen entlaſſen werden. Es ſei eine Schwäche Haighs,
Perſonen zu bevorzugen, die am längſten unter ihm gedient hätten.

Haag, 12. Dezember. Der Miniſter für Waſſerſtraßen fünf
Millionen Gulden zur Errichtung einer drahtloſen Station für
die Abſendung und den Empfang drahtloſer Telegramme nach und von
NiederländiſchIndien angeordnet. Die Telefunkengeſellſchaft
in Berlin wird in etwa drei Monaten Empfangseinrichtung und in
etwa anderthalb Jahren die Gebereinrichtung fertigſtellen.

Bern, 12. Dezember, Die italieniſchen Blätter bringen lange Aus
züge aus der engliſchen Preſſe Uber Schwierigkeiten der Truppen
transporte nach der jtalje niſchen Front. Ein Dekret ver
längert die Stellungsfriſt für Deſerteure bis zum 29. Dezember,
worauf die Verurtellung auch in contumaciam erfolgen wird,

Bern, 12. Dezember. Tribunga beſtätigt, daß die italieniſche Kam
mer zu einigen Geheimſitzungen zuſammentreten wird.

London, 12. Dezember. (Reuter.) Times meldet aus Waſhington:
Die Nachrichten aus Tokio, daß in Wladiwoſtok Truppen
angekommen ſind, wird von der japaniſchen otſchaft beſtätigt.
Es wird erklärt, daß die a techniſche Truppen nach Wladi-
woſtok geſchickt haben, um den Hafen als Endpunkt der ſibiriſchen
Eiſenbahn zu betreiben.

Sofia, 11, Dezember. Der Volksparteiler Teodorow wies in
einer Rede auf die Notwendigkeit einer Desaunnexion der Do
brudſcha von Rumänien hin, dem ſie im Jahre 1878 gewaltſam
gegen Abtretung Beßarabiens an Rußland einverleibt worden
war. Der Anſchluß dieſer Propinz an Bulgarien würde nur den
in dieſem Kriege verkündeten Grundſätzen entſprechen und könne
keinem berechtigten Widerſpruch begegnen,

Stockholm, 12. eute oder morgen kommt hier
der Bolſchewiſt Sinowjew in offizieller Miſſion än.

Der Krieg im Weſten.
Jn Flandern blieb am 11. Dezember bei trüber Sicht die

Gefechtstätigkeit auf r ront tagsüber im allgemeiren gering.
Nur während der Nacht lebte die Feuertätigkeit beiderſeits des
Nieuport Kanals vorübergehend auf. Eigene Patrouillen brachten
Gefangene ein. Bahnanlagen und Lager bei Ppern und Kemmel
wurden mit beobachteter guter Wirkung mit

Jm Artois
nach ſtarker Feuer igerung eine feindliche Großpatrouille unſere
Stellung an. Sie würde im Nahkampf und Gegenſtoß geworfen,

ehe v bei Oppy J Seris h Unter-nehmungen Gefangene aus der feindlichen Stellung holten.An auf dem Kampffelde von Cambrai War die Feuer

tätigkeit nur zeitweiſe lebhafter.
ordöſtlich Reims wurde am Morgen ein feindlicher Pa

trouillenvorſtoß abgewieſen.
kurzer Feuervorbereitung

ſtaoten und Gemeinden gekommen iſt. Nur dem Ben derheer ſei Nueerug erſehen daß der Reiche ſchen

Jn der Champagne drang na
eilung in unſere Stellung
Gegenſtoß unter

eine ſtärkere feindl e Ertundungeat
S Tahure ein, wurde aber im ſchweren

rluſten ſofort wieder hinaus geworfen.

i am 11. Fern er e nein
e

Der Krieg zur See.
Berlin, 12. Dezember. (Am Eines unſer Unterboote, Kommandant hat S

Eperrgebiet um England 35
Unter den vernichteten Schiffen befanden
Dampfer mit vier Maſten, zwei mittelgr
von denen einer durch vier Bewacher geſi 23

n

r, eindampfer von etwa 7500 Tonnen, m h
dem Der Chef des u der ne

Rom, 12. ber. (Stefani.) Der Chef des Admiral,
ſtabes der Marine teilt mit: Jn der Nacht vom 9. zum

Hafen von10. Dezember drangen unſre leichten Schiffe in den
ein und gegen zwei

rpedo dieunfre Et
Berlin, 12. Dezember. Die norwegiſche r Middag-

aviſen vom 24. November enthielt eine Meldung aus Aleſund
vom 23, Novpember, h am 22. November in Kvalsvik ein
Ramensbrett eines UBootes an Land getrieben wurde. Die
Meldung fügte in. man könnte aus den auf dem Brett befindlichen
Ziffern das U-Boot V 5 oder V 8 ſchließen es I nahe
anzunehmen, daß die an der Küſte angeſpülten Lei deutſcher
Matroſen von einem UBoot herrührten, das dort vermutlich ver
nichtet worden wäre. Hierzu erfahren wir von zuſtändiger Stelle,

nach ſtellten Ermittelungen, die auf dem e emmtenBrett feſtgeſtellten Ziffern aus den Eiſenblechbuchtt. n U. F. 5

kann ein deutſches UBoot nicht in Frage
kommen, da es eine derart Bezeichnung für ein deutſches
Boot nicht gibt. Die angetriebenen Leichen ſind derſelben nor
wegiſchen Zeitung zufolge ſämtlich als engliſche erkannt worden,

v

Mit geraubten deutſchen Schiffen!
L'Homme Libre vom 29. November meldet aus Rio de

ſaia r 56 Fapt Eier v c en r 40e nahmten deutſchen en mit insgeſam 000hen für ein Jahr an Frankreich Wirren Die Schiffe
werden unter Flagge fahren. Frankreich erhält
durch den neuen Vertrag eine bedeutende Handelsflotte und er
ringt eine v Stellung auf dem Weltkaffeemarkt und imſüd amerikaniſchen hiſſevertehr

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Wer iſt gegen die handwerkmäßigen
Betriebe7

Bei der Wahlrechtsdebatte im preußiſchen Dreiklaſſen-
parlament iſt von konſervativer Seite das gleiche Wahl
recht auch bekämpft worden mit der Behauptung, es ſchalte
den „breiten Mittelſtand“, die vielen Jnhaber von handwerks-
mäßigen Betrieben aus der Volksvertretung aus. Dazu fehlte
es natürlich nicht an der uralten, deswegen aber doch un-
wahren Anſchuldigung, die „Sozialdemokratie“ wolle den
„Mittelſtand vernichten“, freue ſich deshalb über ſeine Be
drängniſſe.

Was zunächſt die Vertretung des Mittelſtandes im Drei
klaſſenparlament anlangt, ſo ſei konſtatiert, daß ſich hier unter

beſtanden. Dana

den 443 Abgeordneten ganze acht Kleingewerbetreibende und
Handwerker befinden Von den 202 konſervativen und re
konſervativen Abgeordneten ſind ganze drei Kleingewerbe

es
Mittelſtandes“ unter der Herrſchaft des Klaſſenwahlrechts aus.
treibende und Handwerkerl! Derart ſieht die Vertretung de

Wir ſind ſodann in der Lage, durch ein merkwürdiges
Dokument feſtzuſtellen, wie man in Kreiſen, die ſicherlich nicht
zu den Sozialdemokraten gehören, über die Qualitäten und
die Exiſtenzberechtigung der handwerksmäßigen Betriebe
denkt. Die Betriebsgenoſſenſchaft der Klempner-Jnnung
Hannover bemühte ſich um Blechdeckelaufträge. Dieſerhalb
wurden Obermeiſter Plate (Herrenhausmitglied) und Klemp-
nermeiſter Frank am 29. September d. J. in Berlin beim
Waffen- und Munitionsbelieferungsamt vorſtellig. Wegen
ihres Anliegens wurden die Handwerkervertreter an den zu
ſtändigen Dezernenten v. Kries verwieſen. Was ſie dort er
fuhren, das ſchildern die Handwerbkervertreter in einem Be
richt wörtlich wie folgt:

Nachdem wir unſer Begehren vorgetragen hatten, erklärte der
Rittmeiſter, ex außerſtande ſei, jn dem gegenwärtigen Stadium
der Verhältniſſe das Handwerk noch mit Aufträgen zu berüchſich-
tigen. Jn den handwerksmäßigen Betrieben werde nicht ſo rationell
gearbeitet, wie man dies in einem Großbetrieb tun könne.
fände eine Verzettelung ſtatt, durch die der Kohlen und Material
verbrauch erhöht werde. Dies könne man aber bei dem gegen-
wärtigen Mangel an Roh und Betriebsſtoffen nicht verantworten
und er habe deshalb als Referent dem Kriegsamt vorgeſchlagen,
in Zukunft ſämtliche Heeresaufträge in die Fabriken zu gebenund die ſelbſtändigen Handwerksmeiſter auf Grund des Sie
dienſtgefetzes einziehen zu laſſen, denn der ſelbſtändige Handwerker
habe ſich ja doch nur bende gemacht, weil er ſich für einen

Fabrikarbeiter zu ſtolz halte.
z der Mitgliederliſte der ſozialdemokratiſchen Partei iſt

ein Herr v. Kries nicht zu finden. Er ſteht R den
konſervativen Parteiführern am nächſten, die ſich in ihren
Reden als durchaus handwerkerfreundlich geben, den „Hand
werkerſtand“ als hochqualifiziert preiſen und die Sozicildemo-
kratie anſchuldigen, Feinde und Zerſtörer des handwerks
mäßigen Betriebes zu ſein. Herr v. Kries legte den Hand
werksmeiſtern ungeſchminkt auseinander, ſie ſeien techniſch
rückſtändig, er habe deshalb dem Kriegsamt die Einſtellung
der Handwerksbetriebe und die Verwendung der Handwerks-
meiſter im Sinne des n empfohlen. Das
wurde den hierüber natürlich ſehr entrüſteten e,
meiſtern glatt vor den Kopf geſagt. Wenn es auch hinterher,
nach einer Beſchwerde, geheißen hat, Rittmeiſter v. Kries habe
„ſeine Privatmeinung geäußert,“ ſo ändert das doch nichts
an der Tatſache, daß ſich eine einflußreiche Amtsſtelle recht
offenherzig über die Handwerksmeiſter äußerte. Durch die
Klagen der Betroffenen iſt bekannt, daß gabe Handwerks
meiſter in einer Reihe von Branchen bei Heereslieferungen
wenig oder gar nicht berückſichtigt wurden und werden,
die Fabriken, die großkapitaliſtiſchen Betriebe den Vorzug
haben. Einmal außer Betrieb geſetzt, nun gezwungen, als
Lohnarbeiter (an ſich natürlich keine Unehre) zu ſchaffen, wer
den ſehr viele, vielleicht die meiſten Handwerksmeiſter nicht
wieder ſelbſtändige Betriebsinhaber. Das iſt die Folge der
Entwicklung zum Großkapitalismus, die, wie Figura zeigt,
auch durch Maßnahmen kriegsamtlicher Stellen tüchtig ge
fördert wird. Man mag das als eine unabweisbare Maßregel
nachzuweiſen verſuchen, unſere Aufgabe iſt das nicht, aber
man möge doch gefälligſt die unſinnige Behauptung unter
lafſen, die Sozialdemokratie zerſtöre Handwerk oder fie ſei

ſein „Todfeind“.

Die preußiſche Wahlrechtsvorlage.
In dem Ausſchuß, dem die drei Regierungsvorlagen über die

Aenderung der preußiſchen Verfaſſung überwieſen worden ſind,werden We h mite Die Regierung

Nr.

rer



ehe rn e

Nationalliberalen und
uhbrizigen,lrecht annimmt. Die n

rgebnis wird
An Wie gru das gleiche

iven dirgeggn werden die a nſervativen und einen mens
An großen Teil der Nationallideralen für einen Wahlrechtsentwurf

en ſuchen, der auf r einer andern Grundlage ruht,
rſcheinlich auf der des Mehrſtimmenrechts. Die Regierung

könnte nach ihren Erklärungen mit einer ſolchen Reform des
Pegtre gts unmöglich abfinden, und der Konflikt wäre da; die
Regierung ſtünde dann vor der Frage, welche weiteren Mittel ſie
anwenden will es gibt deren eine ganze Reihe um das
gleiche Wahlrecht in Preußen h

elche der beiden Mäglichkeiten Wirklichkeit wird, muß ſich
im Laufe des Januar zeigen. Denn wenn auch alle dreilagen einem Ausſguß überwieſen worden ſind, ſo kommt doch,

nach der Berliner Volkszeitung, die 53 zur
it

Behandlung. Das Volk wird die Verhandlungen mit W
ſamkeit begleiten, um zur rechten Zeit mit den richtigen teln
von außen nachzuhelfen, wenn es drinnen zu ſtocken drohen ſollte.

Angeſtellte und Arbeitskammern.
Aus Angeſtelltenkreiſen iſt der bürgerlichen Preſſe ein Proteſt

eng zugegangen, daß nach dem Gewerkſchaftsentwurf auch die
techniſchen und kaufmänniſchen Angeſtellten eine Vertretung in
den Arbeitskammern in einer beſonderen Abteilung erhalten
a ung und wirtſchaftliche Lage der Angeſtelltenſchaft
ei ſo verſchieden, daß die Vorausſetzungen für eine gemeinſame
erufsvertretung fehlten; insbeſondere dürfe man ſie nicht mit

den Arbeitern zuſammenwerfen. Die große Maſſe der Ange-
ſtelltenſchaft iſt r durch den Krieg in ihrer rtief e worden. Sie hat die Wahl, ob ſie mit Ric
ſicht auf die wenigen c s auf eine Jntereſſenvertretung
überhaupt verzichten oder den Arbeitskammern angliedern
laſſen will. Die n darüber e unſeres Erachtens
vernünftigen Angeſtellten nicht ſchwer fallen.

9

Die vierle Wagenklaſſe in Bayern. Wie der Verkehrsminiſter in
der letzten Tagung des bayriſchen Landeseiſenbahnrats mitteilte, war
die Einführung der vierten Wagenklaſſe in Bayern erſt nach
dem Kriege in Ausſicht genommen, jedoch infolge der am 1. April
1918 eintretenden neuen Perſonenverkehrsſteuer wird auf dem rechts
rheiniſchen Netz der bayriſchen Staatseiſenbahn die vierte Wagenklaſſe
bereits am 1. April eingeführt. Wagen vierter Klaſſe werden nur in
den Perſonenzügen verkehren; auf den Nebenbahnen wird
die vierte Klaſſe und nach Bedarf die zweite Wagenklaſſe geführt. Mit
Rückſicht auf die Schwierigkeiten bei der Beſchaffung des Materials
werden vorerſt neue Wagen der vierten Klaſſe noch nicht angefertigt,ſondern es werden ältere Wagen der dritten und zweiten an zu

Wagen vierter Klaſſe umgebaut werden. Die Wagen vierter Klaſſe
werden, wie auf den übrigen deutſchen Eiſenbahnen, nicht allen Reifen
den Sitzgelegenheit bieten.

Erſchwerke Feuerbeſtatkung. Aus München wird berichtet: Der
Zentrumsantrag, der auf völlige Einſtellung der Feuerdeſtattung
abzielte, wurde im Kriegswirtſchaftsausſchuß mit der Aenderung ange
nommen, daß die Belieferung von Kohlen für Krematorien ein
geſtellt wird. Es bleibt ſo nur die allerdings ſehr erſchwerte Mög-
lichkeit der Holzfeuerung.

De Landtag des Fürſtentums Lippe iſt zum 17. Dezember einR. worden. Er n eine Beamtengehalteverlage verabſchieden.

Vorgehen ſind höhere Zulagen, entſprechend den Reichs und preu
ßiſchen Sätzen. Weiter verlangt die Regierung die Zuſtimmung zu
ernerer Verſchiebung von Wahlen zu öffentlichen Vertretungskörper-
chaften. Die Steuerzuſchläge (Ledigenſteuer und Kriegsſteuer) ſollenauch in den nächſten Jahren erhoben werden. Eine Wahilreform iſt

ſrüher zwar angekündigt, bis zur Ausarbeitung einer Vorlage iſt
zie Ankündigung aber noch nicht gediehen.

ius dem Preußiſchen Abgeordneten
hauſe.

Kampf um die Meinunggsfreiheit.
Das Preußiſche Abgeordnetenhaus hatte am Mittwoch einen

roßen Tag, der an politiſcher Bedeutung den Verhandlungen
ber die Wahlrechtsvorlage kaum h en dürfte. Auf der

Tagesordnung ſtand der von Konſervativen, r
zinem Teil der Nationalliberalen und einigen Zentrumsabgeord-
neten unterſtütter Antrag Fuhrmann (Natl.), der die Regiexung
erſucht, das den Staatsbeamten verfaſſungsmäßig zuſtehende Recht
der politiſchen Betätigung unter Zurücknahme neuerdings ver-ſuchter en t erzuſtellen. Gleichzeitig mitberaten
wurde ein fortſchrittlicher Antrag, der für alle Zweige der Staats-
verwaltung eine Verfügung fordert, durch die den Staatsbeamten
der freie Ausdruck ihrer politiſchen Ueberzeugung gewährt, jedoch
unterſagt wird, innerhalb der Dienſträume oder ſonſt durch Aus-
whans der Dienſtgewalt zur Betätigung für politiſche Parteien
aufzufordern. Aus der Rede, mit der Abg. Fuhrmann ſeinen
n begründete, ging deutlich hervor, daß es ſich um einen
Vorſtoß gegen den Minſſter Drews und gleichzeitig um den
Verſuch handelte, der Vaterlandspartei und allen denen,
die auf dem geiwe Boden ſtehen. eine bevorzugte Stellung
vor allen übrigen Parteien einzuräumen. Es war intereſſant,
3 hören, wie Herr Fuhrmann, der ſich zwar immer noch national
iberal nennt, run raus von der Regierung verlangte, ſie
ſolle wieder die alte Praxis befolgen und den Beamten das

ekenntnis zur Sozialdemokratie verbieten. Für
Herrn Fuhrmann ſcheint alſo das Wort: Jch kenne keine Parteien
mehr, kenne nur Deutſche! immer noch nicht zu gelten. Erbehauptete weiter, daß der Miniſter des Jnnern Lire Beamten

den außerhalb der Verfaſſung ſtehenden Faktoren geopfert habe;
mit anderen Worten, daß die Reichstagsmehrheit zu Kreuze ge-
krochen ſei. Daß er nebenher für die Vaterlandspartei und für
weitgehende annexioniſtiſche Ziele Propaganda machte, verſteht

angeſichts der ganzen Haltung dieſes Alt nationalliberalen
n ſelber.

ie Antwort, die ihm der Miniſter des Jnnern zuteil werden
ließ, läßt an Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig. Der Miniſter
nahm von ſeinem Erlaß nichts zurück; im Gegenteil, obwohl er
wußte, daß die gro ehrheit des Hauſes gegen ihn iſt, ver

idigte er die von ihm ergangenen Anordnungen in äußerſt wirk-amer und weiſe or allem ſtellte er feſt, daß auf
ſeinen Erlaß die Verhandlungen des Reichstags gar keinen Einfluß
kehabt haben und auch n ehabt haben können, weil die Reichso ebatten über die Va erſandepartei erſt ſpäter ſtattgefunden
haben. Er habe lediglich zum Ausdruck gebracht, was bezüglich
de eſſorts gegenüber allen politiſchen Parteienr Beamten ſeines
u gelten hat. Der Erlaß bedeutet keine Ausnahmebeſtimmung

Fr z s e W er e c n dAundſatz ſeines Handelns gemacht, in allen eStellun me ſeiner Beamten zu den politiſchen n in Benacht mm alle politiſchen Pertelen gleich zu i enkeln Was

r einen Partei recht ſei, müſſe der anderen billig ſein. Die
Regierung ſtehe heute noch zu dem Wort des Kaiſers: Jch kenne

v ine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutſche! Sie werde an
dieſem Standpunkte lten gegenüber allen Partelen, es als

nn, daß eine Parte at am Vaterlande übe. ſä
erſche unter ſeinen Beamten politiſche Meinungsfreiheit; dieamten könnten den politiſchen dert en ungeſtört beitreten und
nen angehören. Aber gewiſſe Einſchränkungen ſeien doch vor
nden. So müßten es die Beamten unbedingt unterlaſſen, auf

te Untergebenen irgendwie einen Druck aus uüben, daß dieſe
iner beſtimmt tei beitreten. Weiter dürften ſie auch nichtWien e amtlichem Material J tation

r eine politiſche Pattei treiden. Speziell für die poli

3 m. En zuSie ind e ß älle und untere d nötig, daß au omſtänden a r ae irgendwie ihre poli

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauplquarſier, 12. Dezember. (Amllich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplag.
Die Geſechkskäligkeit blieb in mähigen Grenzen.

Rovember beirägt der Verl feindlichen kräſteg. r h und 205 vonene e h e Wrtoen ſenſah ber ger
haben im Kampf 60 Flugzeuge und zwei Feſſelballone ver

Oeſtlicher Kriegsſchauplag
Nichts Reues.

Mazedoniſche Front
Kelne größeren Kampfhandlungeu.

Jtalieniſcher Kriegsſchauplag.

einzel A a und P entmeeDer Erſte Generaglquartermeiſter. Ludendorff.

Der öſterreichiſche Oeneralſtabsbericht
Wien, 12. Dezember. Amtlich wird verlautbart:

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Waffenruhe.

Italieniſcher Kriegsſchauplatz.
Zwiſchen Brenta und Piave erzielten wir in örtlichen

Kämpfen Erfolge.
Der Chef des Generalſtabes.

en
beeinflußt ſein könnten. Am beſten wäre es, die Beamten der
inneren Verwaltung würden ſich an der t n für politiſche
Parteien überhaupt nicht beteiligen. Er halte das für erwünſcht,
aber verbieten könne er es ihnen nicht. Es komme u, daß
nach einem Ausſpruch des Fürſten Bismarck die Aufgabe der
politiſchen Beamten darin beſtände, die Politik der Regierung
nach außen zu vertreten. Hieraus könnten ſich für die Beamten
leicht Konflikte ergeben. Die parlamentariſche Betätigung der
e würde durch dieſe Ausführungen ſelbſtverſtändlich nicht
erſchwert.

Dieſe Rede des Miniſters wurde von der Linken mit leb-
haftem Beifall, von der Rechten genau ſo wie ſeine Wahlrechts-
rede mit eiſigem Schweigen aufgenommen.

Die nun folgende Debatte geſtaltete ſich zu einer gründlichen
Abrechnung mit der Vaterlandspartei. Das Material, das der
r. er Kan z und unſer Genoſſe Leinert vorbrachten,

t überaus reichhaltig. Es beweiſt, welcher Mittel ſich die Vater
landspartei bedient, und gleichzeitig, wie ſehr gerade dieſe Partei
zur Verlängerung des Krieges beiträgt, indem ſie im Auslande
einen t falſchen Eindruck über uns erweckt. Daß unſer Redner
für die vö e freie Betätigung der Beamten eintrat, bedarf keiner
beſonderen Erwähnung.

Die Mehrheit des Hauſes allerdings wird von dem vorge-
brachten Material nicht überzeugt ſein. Sie hält unentwegt an
ihrer Meinung feſt, daß es Pflicht der Regierung ſei, die
Agitation für beſtimmte politiſche Parteien Senen undſich hierzu des behördlichen parates zu ienen. Das
Cht u. a. daraus hervor, daß ein Antrag der Unabhängigen auf

rgänzung des ren Antrages dahin, daß den Staats
beamten der freie Ausdruck ihrer politiſchen e für
alle Parteirichtungen gewährt wird r die genügendeUnterſtützung fand; ja noch mehr, die Rationalliberaken hatten
ogar für den Fall der Annahme des Antrags einen weiteren Ju
aßantrag vorbereitet, der ausdrücklich diejenigen Parteien davon

ausnehmen will, die den Beſtand des Reichs und Staates
rege iele verfolgen. Dieſer Antrag ſowie die wütende

randrede des konſervativen Abg. v. Henn
die r irre der Vaterlandspartei durch den ikonſer
vativen Abg. Mertin zeigen, wie notwendig es iſt, daß endlich
auch einmal im Landtage die wahre Stimmung des Volkes zum
Ausdruck kommt.

Ein poſitives Reſultat hat die Debatte v nicht gehabt. Die
Anträge wurden vielmehr auf Wunſch des Jentrums einer be-
onderen Kommiſſion überwieſen. Donnerstag: Bericht der ver
tärkten Staatshaushaltskommiſſion über die Verſorgung der Be

völkerung mit Kohlen.

Die Regierung für das gleiche
Wahlrecht.

Jn Ergänzung der notwendigerweiſe nur kurzen Parka-
mentsberichte geben wir hier auf Grund der amtlichen Steno-
gramme noch eine Reihe von Äußerungen des Miniſterpräſi-
denten v. Hertkling und des Miniſters des Jnnern Dr. Drews
wieder, die eine vernichtende Kritik des Klaſſenwahlrechts und
eine glänzende Rechtfertigung des gleichen Wahlrechts ent
halten. Auch die Unmöglichkeit des von der Rechten heute
noch erſtrebten Pluralwahlrechts wird in der Rede des Herrn
Dr. Drews überzeugend dargetan. So ſind die Miniſter
reden brauchbarſte Munition für den Wahlrechtskampf.
„Es läßt ſich ein Wahlſyſtem nicht mehr halten

Es läßt ſich ein Wahlſyſtem nicht mehr halten, über welches kein
Geringerer als Fürſt Bismarck ſchan vor 50 ſein bekanntes
Verdikt ausgeſprochen hat. Es läßt ſich nicht mehr halten angeſichts
der durchgehenden Veränderungen, welche in der etzung
des Volkskörpers ſeitdem eingetreten ſind. Meine Herren, ich achte
die entgegenſtehenden Bedenken, ich achte die Gefühle. Trotzdem

alte ich dafür, daß Sie, meine Herren, dem Vaterlande den größtenienſt ermeiſen, wenn Eie, ſelbſtverſtändlich nach eingehender Prü-
fung der Vorlage, Jhre verfaſſungsmäßige Zuſtimmung erteilen.

ch ſchließa, meine Herren, mit dem nochmaligen Appell bringen
le dem Vaterkande das Opfer wenn es ein Opfer für Sie iſt

ſtimmen Sie dieſen Vorlagen zu im Intereſſe der gedeihlichen, fried-
lichen Entwicklung des Staates, möglicherweiſe ſogar der Verhütung
ſchwerer Erſchütterungen.
Miniſterpräſident Graf Hertling im Abg.Hauſe am 5. Dezbr. 1917.)

Die Ahänderungsbedürftigkeit des beſtehenden
Zuſtandes.

Die Abänderungsbedürftigkeit des beſtehenden Zuſtandes iſt von
der überwiegenden Mehrheit der Parteien, wie von der Regierunglangem anerka Was vor bald z0 ren ein eignet

war, eing den Willen des Landes zum Ausdruck bringende
Volksvertretung zu ſchaffen, das iſt es heute unter den völlig ver
änderten Verhältniſſen nicht mehr. Die geſamte politiſche, ſoziale
und wirtſchaftliche Lage, insbeſondere auch unſere Steuerv ltniſſe,
auf denen das beſtehende Wahlrecht ja aufgebaut iſt, haben ſich der
artig verſchoben, daß ein z Ke der Emanation des geltenden

rWahlrechts nicht gewolltes, arkes und allgemein als Ungerech
tigkeit glndene Mehrſtimmenrecht der beiden erſten Klaſſen ein

in Miniſter des Ynnern Dr. Drews im Abg.Hauſe am 6. Dezbr. 1017.)

Krieg und Wahlrecht.

ne

-Techlin und J

ſie auch die Jnitiative er würde. Dieſer kt iſt nunmehr
gewaltige Ereignis, dasekommen. Das eſenhafteſte Erlebnis,das unſerm Volke beſchieden ſein konnte, iſt über uns hereingebrochen.

Das große blutige Weltringen, das ein Ende noch nicht gefunden
hat, hat unſer Volk in allen ſeinen Schichten, in allen ſeinen Hö
und Tiefen ergrifſen, hat auch die wieder in
hre und e gebieteriſch ihre L ung (Sehr richtig! linke.)

er Jnhalt dieſer Löſung iſt r urch die Tatſache, da
draußen auf der Walſtatt alle Männer unſeres preußiſchen Volt
den gleichen Kampf kämpfen (Bravo! links), in gleicher Gefahr ihr
Leben in die Schanze ſchlagen, mit gleichem Heldenmut in den Tod
ehen. (Lebhaftes Vravo! links.) ie draußen im Felde, ſo helfe

in der Heimat Preußens Söhne unter Einſchränkungen u
ntbehrungen für und ihre u jeder an ſeinem Plagze, a
leichmäßig dazu, daß unſer Volk den Kampf um Leben und enzreich dekteben möge. Die gleiche Pflichterfüllung aller preu

nner ihrem Vaterlande gegenüber, die Mühen und Entbehrungen
im Kampf und in der Arbeit, in Not und im Tod, die n o
lich in dieſen Tagen bewährt haben, führen dazu, daß die L
der r nur darin gefunden werden kann, daß
Preußen bei der ihm eingeräumten Mitwirkung der Geſtaltung derGeſchicke unſeres Staates, bei der Wahl zum Ubgeordnetenhauſ

grundſätzlich auch das gleiche Recht einzuräumen iſt.
(Riniſter des Jnnern Dr. Drews im Abg.-Hauſe am 5. Dezbr. 1917.)

Die große ethiſche Forderung.
Der rieſigen, ungeheuren Pflichterfüllung jedes einzelnen Preußen

für den Staat ſoll das gleiche Recht jedes Preußen am Staate ent
ſprechen. Das iſt die große ethiſche Forderung, die herausgeboren
iſt aus unſeres Vaterlandes gewaltigem Schickſal.
(Miniſter des Jnnern Dr. Drews im Abg.- Hauſe am 5. Dezember 1917,)

Das Pluralwahlrecht unannehmbar.
Ein nach pekuniären Geſichtspunkten abgeſtimmtes Recht würde

ſeinem Weſen nach wiederum ein nach Steuerklaſſen abgeſtuftes
Wahlrecht darſtellen (Sehr richtig! links), das gewiſſermaßen einen
verdünnten Aufguß unſeres beftehenden Dreiklaſſenwahlrechts da
ſtellen würde. (Sehr richtig! links.) Ein Pluralwahlrecht iſt für d
Staatsregierung nicht annehmbar. (Bravo! links.) Insbeſondere
würde eine offene oder verſteckte Abſtufung des Wahlrechts nach
pekuniären Momenten unvereinbar ſein mit den Forderungen de
neuen Zeit, vor die der Weltkrieg uns gebieteriſch geſtellt hat.
(Bravo! links.) Dieſe Forderung gleicher Pflichten und gleichen
Rechts kann nur befriedigt werden durch die Einführung des gleichen
Wahlrechts. (Bravo! links.) Dieſes gleiche Wahlrecht kann nach
Auffaſſung des Staarsregierung nur ein gleiches Wahlrecht in
Sinne unſeres Reichstagswahlrechtes ſein (Sehr richtig!
und Bravo! links), das heißt in dem Sinne, daß in örtlich abge
grenzten Wahibezirken die Stimme al Wählers dasſelbe Gewicht
hat wie die Stimme jedes andern Wählers.

(Miniſter des Jnnern Dr. Drews im Abg.-Hauſe am 5. Dez. 191F,

Gegen das berufsſtändiſche Wahlrecht!
in Verſuch, das gleiche Wahlrecht auf anderer Baſis zueuren d e des Reichstagswahlrechts, erſcheint für die See

regierung gleichfalls nicht annehmbar. (Bravo! links.) So iſt
letzter Zeit von verſchiedenen Seiten ein Plan erörtert worden, di
Wahlkreiſe nicht rein örtlich, ſondern nach Berufsſtänden einzuteilen
und die Abgeordneten ausſchließlich innerhalb der einzelnen Berufse
ſtände wählen zu laſſen. Abgeſehen von der äußerſt ſchwierigen
Frage der richtigen Verteilung der Abgeordnetenmandate auf die
einzelnen Berufsſtände, würde ein ſo geſtaltetes Wahlrecht den wirt
ſchaftlichen Jntereſſengegenſeg der einzelnen Berufe, der ſich leider
ſchon jetzt in unſerm öffentlichen Leben nur allzu ſtark geltend macht,
(Sehr richtig! links.) in verhän nisvoller Weiſe zur Grundlage der
Hrientierung des politiſchen Lebens überhaupt machen. Sehr rich
tig! links Die Abgeordneten müſſen Vertreter des ganzen Volkes
Sehr richtig! links), nicht einzelner Berufe ſein.

(Miniſter des Innern Dr. Drews im Abg. Haufe am 5. Dez. 1917.)

Ja ich bin ein Optimiſt!
Grenzenloſen Optimismus, ſo werden Sie dieſe meine Ausfith

rungen vielleicht nennen. r W r Wine Herren, i eſtehe es, ich bin O Sd e der 9 aß ich unperhrüchlich an den guten Geiſt
laube, der im preußiſchen Volke lebt und daß ich daran laube,ß dieſer gute Veiſ trotz aller Differenzen der Parteien nnd Lehren,

wie ſie zutage treten und weiter zutage treten werden, ſich durch
etzen und zum Heile des Vaterlandes wirkſam ſein wird. (Bravo!
inksSiniſter des Jnnern Dr. Drews im Abg Hauſe am 5. Dez. 1917.)

Letzte Nachrichten.
Berlin, 13, Dezember. Der Reichsanzeiger veröffentlicht die Er

nennung des bisherigen Direktors im Reichsamt des Innern Dr.
Lewald zum Unterſtagtsſekretär im Reichsamt des Jnnern.

Düäſſeldorf, 12. Dezember. In dem Kriegswucherprozeß
Daniels, Schondorff und Genoſſen iſt auf Anordnung des Vorſitzenden
der Strafkammer die Berichterſtattung über die Verhandlungen bis nach
Schluß der Beweisaufnahme I n worden, da eine Beeinfluſſung
der Zeugenausſagen durch die Preſſeberichte erfolgen könnte. Die Ur
teilsverkündung iſt morgen abend zu erwarten. Rohride Ja

Bern, 12. Dezember. Lyoner Blätter melden aus Madrid Jnolge des Verzichtes der Regierung. die Bürgermeiſter der größeren
EPie ernennen zu können, haben die Munſgzipalräte der Provinz

ſtädte ihre Bürgermeiſter ſelbſt ernannt. In Barcelona wurde der Führer
der radikalen Rinderheit R gewählt. Der Sieg der Republikaner
in Barcelona hat in allen ſchen Kreiſen großen Eindruck hervor
gerufen. Auch in zahlreichen anderen Provinzſtädten haben die Re
publikaner den Sieg davongetragen.

Aus London exfährt die Pariſer Preſſe, daß Daily Expreß
ige die Lage in Spanien erneut verwickelt werde. Neue Kämpfe zwi

chen den dynaſti und den antidynaſtiſchen Parteien ſtänden bevor.Die weiten teten eine durchaus unabhängige Haltung. Das

Volk ſei die De Je Militärs eingenommen.
erlin, 12. Dezember. Die italieniſchen
den betrugen am 30, September 1917 faſt 26 Milliarden

Lire. Heute dürften ſie ſich auf 30 Milliarden Lire bekaufen, wodurch
die geſamte Staatsſchuld Jtaliens, die bei Kriegseintritt 16 Mil
ligrden Lire betrug, auf 45 Milliarden Lire ſteigt. Das italie-
niſche Nationalvermögen wird auf 75 bis höchſtens 100 Milliarden
Lire geſchätzt.

Bern, 18. mber. Lyoner Blätter melden aus ParisDie Koumlner fee folgende Jnterpellationen am 20. Dezember

u erörtern: 1. Die Jnterpellation Moutets über die ohne Wiſſendes Parlamentes angebahnten Unterhandlungen und Abmachunge

unter den alliierten Regierungen, die kürzlich veröffentlicht wur
(ruſſiſche Geheimdokumente), ſowie über die der Regierung angeſ
dieſer Veröffentlichung notwendig erſcheinenden Maßnahmen, L.
Interpellation MiſtralLonguetPreſſemane über die Politik der Re
gierung gegenüber Rußland. 3. Die Interpellation Lairolle über dig
Lage, die für Frankreich durch den Zuſammenbruch der Lilſe
Front entſteht. 4. Die Interpellation Margaine über die Hilfe,
die franzöſiſche Regierung Rußland gewähren will, damit Rußl
ſich wieder vollkommen an die Entente anſchließt.

aris, 12. Dezember. Nach dem Schriftſtück, in dem um dia
Er tigung zur Strafverfolgung Caillaux“
ſucht wird, ſoll dieſer ſich des Anſchlages auf die Sicherheit ded
Staates ſchuldig gemacht haben durch Umtriebe, die

und in der Richtu

weſen ſeien, die Bündniſſe mit Frankreich bloßzuſtellen, ferner
Einverſtändniſſes mit dem Feinde und drittens einer flaumache

ropaganda (propagande defaitiſte). Für dieſe Anklagen l
iegsgerichte zuſtändig. Sollte aber die Anklage auf An

rde Caillaux vor den Staategerichtshof verwieſen wer
Se die Staatsſicherheit endgültig aufrechterhalten bleiben,

müſſen.
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Kleines Feuilleton.
BDan künſtlichen Diamanten. War es einſt der Traum der Alche
miſten Gold zu machen, dann war in jüngerer Zeit der künſtliche
Diamant vielfach Gegenſtand von bisher unerfüllten Hofſnungen und
Wünſchen. Freilich, zwiſchen den Beſtrebungen Gold zu machen und
Diamanten künſtlich herzuſtellen beſteht ein großer Unterſchied. Gold,
ein Element, ſollte durch Umwandlung aus anderen Grundſtoffen, alſo
beiſpielsweiſe aus unedlen Metallen, gewonnen werden. Anders beim
Diamanten. Diamant iſt kriſtalliſierter Kohlenſtoff; hier wäre alſo die
Aufgabe nicht, einen Grundſtoff in einen anderen zu verwandeln, ſon
dern nur ihn zur Kriſtallbildung zu zwingen. Tatſächlich hat auch der
franzöſiſche Chemiker Moiſſau im elektriſchen Ofen derartige Verſuche
emacht, mit dem Erfolge, daß er die Bildung winzigſter Diamanten
obachten konnte, ohne dadurch irgendwelche praktiſch greifbaren Er

er zu erzielen. Nun hat Prof. Dr. Buff- Danzig Verſuche mit
r Bildung von Diamanten gemacht, aber weniger, wie aus der Zeit

chrift für angewandte Chemie hervorgeht, in der Abſicht künſtliche
iamanten von Wert zu erzeugen, ſondern um die zahlreichen bisher

emachten Vorſchläge in genauſter Weiſe nachzuprüfen. Die Unter-
chung der verſchiedenen Möglichkeiten für die Bildung von Diamant

wurde bei Temperaturen bis etwa 3000 Grad und Drucken bis etwa
3000 Atmoſphären ſoweit angängig quantitativ, d. h. durch Feſtſtellung
einer etwaigen Aenderung des Gewichts fertiger Diamanten durchge-
führt. Jn keinem einigen Fall war eine Gewichtsvermehrung fertiger
Diamanten zu beobachten, die über die Größe von Verſuchsfehlern
hinausging. Wenn es alſo nicht einmal gelingt, bereits fertige Diaman
ten künſtlich zu vergrößern, dann liegt die Gewinnung künſtlicher
Diamanten wohl noch in weiter Ferne.

Ein ausſlerbendes Tier. Der Steinbock, einſt ein häufig verbreite
tels Edelwild der Alpen iſt heute zum Muſeumstier geworden. Schon
im 16. Jahrhundert war er in Graubünden ſelten geworden, dann nahm
er auch in Salzburg und in Tirol ab. Länger erhielt er ſich in den
Berner Alpen, am beſten in den Walliſer Alpen, in den Wildniſſen um
die höchſten Gipfel des Gebirges, um den Mont Blanc und Monte
Roſa, wo ſich ſeine letzten Vertreter bis in die Gegenwart erhalten
haben. Ueber die Urſachen dieſes Ausſterbens iſt man ſich nicht reſtlos
klar. Sicherlich iſt eine von ihnen die Jagd geweſen. Immerhin
dürfte die Jagd, beſonders in früheren Zeiten kein genügender Grund
für das Hinſchwinden des Steinbocks geweſen ſein. Man hat daher
noch nach anderen Urſachen geſucht, die man ſchon deswegen ergründen
möchte, um die Ausſichten für eine Schonung und neue Vermehrung
des Tieres zu verbeſſern. Viel Schuld hatte jedenfalls die im 17. und
18. Jahrhundert allgemein ausgedehnte Rodung der Bergwälder. Tat-
ſächlich iſt der Steinbock übrigens ſo gut wie ausgeſtorben. Auf italie-
niſchem Gebiet befindet ſich noch eine Kolonie im Beſitze des Königs
von Jtalien. Der König hat nie in eine Abgabe von Tieren, auch
nicht für Einbürgerungszwecke, eingewilligt. Nur auf indirektem Wege
a gelegentlich Tiere tot, ſeltener lebendig herausgekommen. So wur-

n ſie vereinzelt auch lebend an Tiergärten verkauft, wo ſie aber ent
weder bald zugrunde gingen oder nur zu Kreuzungen verwandt werden
konnten. Der Steinbock kreuzt ſich nie mit der Gemſe, dagegen gern

mit der Hausziege, und die Vaſtarde Jaähig und fruchtdar
Solche Zuchtverſuche wurden oft r und man

die Nachkommen in die freie Natur auszuſegen. Jmmer, hat leider
die mangelnde Eignung der Baſtarde zur Einbürge im Gebirge
gezeigt, abgeſehen davon daß ſie überhaupt nur ein Erſatz und keine
echten Steinböcke waren. Voreinigen Jahren gelang es, wie die Ratur
berichtet, einigen Tierfreunden, mehrere jungen Tiere verſchiedenen Ge
ſchlechts e zu erhalten, die in dem durch ſie zu einer europäiſchen Sehen rdigkeit gewordenen Wildpark von Peter und Paul

bei St. Gallen untergebracht wurden und dort ſo ſorgfältig gepflegt
und aufgezogen werden konnten, daß ſie ſich zu kräftigen T ent
wickelten und vermehrten. Durch r r Nachſchub von friſchen
Tieren aus der Freiheit. erhielt ſich die Kolonie ſo entwickl hig,
daß man bald daran denken konnte, einzelne Paare aus derſel ab
zugeben. Ein erſter Verſuch mit der Ausſetzung von Tieren in die
freie Natur wurde im Freiberg, d. h. im Banngebiet der grauen Hörner
im St. Galler Oberland gemacht. Sie wurden zuerſt in einer Um
zäunung am Bergwald gehalten und gefüttert, ſetzten ſich aber bald einen ſo
ſelbſt in Freiheit, machten in den erſten Monaten gelegentlich von der
Fütterung durch den Wildhüter noch Gebrauch und verwilderten dann
bald völlig. Sie haben ſich gut gehalten und auch ſchon mehr als ein
mal vermehrt, ebenſo auch bereits im Kanton Graubünden. So iſt zu
nächſt wenigſtens für die Schweizer Alpen der Steinbock als ein
heimiſches freies Tier wieder in ſichere Ausſicht geſtellt. Selbſtverſtänd-
lich iſt die Jagd verboten und mit hohen Strafen belegt. Der Natur-
freund, der heute den Steinbock durch ein Fernglas erblickt, oder ihn
gar vor die Kamera bringt, darf ebenſo ſtolz auf dieſe Begegnung
ſein, wie einſt der Jäger, dem er vor die Büchſe kam.

Bittere Wahrheiten.
Wer kauft, was er nicht braucht, wird bald das brauchen, was

er nicht kaufen kann.
e W Jlluſion ſind die Lichter auf dem Weihnachtsbaum des

obens.
Ein Hungriger bemerkt nicht, ob das Tiſchtuch fleckig iſt.
Die Mark, die man leiht, iſt niemals ſo viel wert, wie die

jenige, die man zurückzahlen muß.

Verleumdung e er eine falſche Münze: man iſt meiſt
nicht bereit, ſie zu prägen, ſetzt ſie aber, bewußt oder unbewußt, oft

tn Umlauf.
Man nennt die Ehe einen Hafen, und doch kommen nirgends ſo

ſchwere Stürme vor, wie in ihr.
Gar mancher geht aus, um Wolle zu kaufen, und kommk ge

ſchoren wieder nach Hauſe.

Ein guter Ruf reicht weit, ein ſchlechter aber noch weiter.
Wenn du einen Rat brauchſt, ſo f deinen Feind undtue das Gegenteil. e s

Eine Ein Schwede aus einem kleinen
war vor den Richter geladen worden, weil er in Gegenwart

geäußert hatte, die Magiſtratsmitglieder ſeien zur Hälfte Eſel
wurde dazu verurteilt, dieſe Beleidigung zurückzunehmen und

e Widerruf in die Zei des Städtchens einrücken zu laſ.
2 uf ſtand in dem betreffenden Blatte folgendes zu leſenarUnite klärt it, daß er Magiſtratsmitgliedegetr ſehen hierm ß er Magiſtratsmitglieder zur fte

Ein Angenzahn. Folgendes außerordentlich wahrheitsgetreu an.
r Geſchehnis wird von einem nordiſchen Provinzblatt berichtet

e' Witwe Jonßon aus Slagdala, die jetzt 80 Jahre alt iſt, konnte
eit faſt r Jahren nur noch mit Hilfe ſehr ſtarker Gläſer leſen. Nun

die Alte, die ganz e war, einen neuen Zahn bekommen, und
n n. Be Lleſen erneg Wohe ſcheinlich danden e ſih e

vermag.“ ahr ndelt esm W i ag ſcheinlich ſich um
Es Humor. „Lieber William, Deinen letzten Brief, in dem
Du mich um Geld bitteſt, habe ich leider nicht bekommen.

Dein Dich liebender Vater.“

Aus aller Welt.
Saarbrückener Poſtraub. Eine überraſchende Wendung iſt in

der Angelegenheit des Poſtraubes eingetreten. Am letzten onntag
wurde das Perſonal des Poſtamtes 3 aufs höchſte überraſcht, als
beim Entleeren eines Briefſammelſackes unter den Briefen auch noch
Zodl reiche r Geldſcheine und Tauſendmarkſcheine zu hun

rten auf den i flatterten. Die Ausbeute ſtammte aus einem
Briefkaſten der Oſt-Stadt. Beim Zuſammenzählen ergab ſich dem
erſtaunten Beamten die Summe von 303 168 M. Offenbar von
Reue erfaßt, hat der Täter, der übrigens mit den poſtaliſchen Ver
hältniſſen vertraut ſein muß, etwa zwei Drittel der entwendeten
Summe der geſchädigten Poſtverwaltung zurückerſtattet. Für Er-
mittelungen, die zur Herbeiſchaffung der hiernach noch fehlenden
Summe von mehr als 200900 Mark führen, bleibt die Belohnung
von 5000 Mark in voller Höhe beſtehen.

An unſre Abonnenten
in Halle wie auswärts

richten wir die dringende Bitte, unpünktliches Erſcheinen
der Volksſtimme ſofort bei der Expedition,Große Ulrichſtr. 27, oder, wenn Poſtabonnenten in
Frage kommen, bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu
melden und auf Abhilfe zu dringen.

Verlag der Volksſtimme, G. m. b. H., Halle.

Amtliche Bekanntmachungen
nur von2 2 4

Bekanntmachung.
Anmeldung der Jnhaber von ſogenannten

Die Gas und Waſſerwerkskaſſe iſt bis auf weiteres

den Verkehr
Die Verwaltung der ſtädt. Gas und Waſſerwerke.

SBekanntmachung.
81 277- morgens bis 2 Uhr nachmittags für

geöffnet.

J. A. Dietz.
Gelegenheitsmilchkarten.

Die Milchhändler und Milchlieferanten werden hier- Bekanntmachung.

G. Assman
Gr. Ulrichstraße 49

Ktadt- hen
d. 13. Dez. 1917

Anfang 7,30 Uhr Ende 10,30 Uhr

Die Fledermaus.
Operette von Joh. Strauß.
Freita den 14. Dezbr. 1917

nfang 7,30 Uhr Ende 10 Uhr

Hoflieferant

mit angewieſen, Anmeldungen zur Kundenliſte auf
die vom Donnerstag, dem 13. bis Sonnabend dem
r5. ds. Mts., zur Ausgabe gelangenden ſogenannten
Gelegenheitsmilchkarten erſt vom Montag, dem
17. Dezember an anzunehmen.

Halle, den 12. Dezember 1917.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung
betreffend die Entrichtung des Waren
umſatzſtempels für das Kalenderjahr 1917.

uf Grund des 5 161 der Ausführungsdeſtimmungen
Reichsſtempelgeſetz werden die zur Entrichtung der

bgabe vom Warenumſatz verpflichteten gewerbetreiben
den Perſonen und Geſellſchaften im Stadtkreis Halle
aufgefordert, den ſteuerpflichtigen Jahresbetrag ihres
Warenumſatzes für das Kalenderjahr 1917 in der Zeit
vom 2. Januar bis ſpäteſtens zum 30. Jannar 1918 der
unterzeichneten Steuerſtelle

Rathanusſtraße 6, 3 Treppen, Zimmer 125
h oder mündlich anzumelden und die Abgabe
g einſt mit der Anmeldung einzuzahlen.ls ſlenerpſichüiger Gewerbebetrieb gilt auch der

Betrieb der Land und Forſtwirtſchaft, der Fiſcherei und
des Gartenbaues ſowie der Bergwerkbetrieb. Es ſind
ferner abgabepflichtig Oebſter, Kommiſſionäre, Geſchäfts
vermittler, Briefmarkenſammler, Verſteigerer, Konkurs-
verwalter, Hauſierer, Marktgewerbetreibende, Penſions
anſtalten u. a. m.

Beläuft ſich der Jahresumſatz auf nicht mehr als
8000 M., ſo beſteht eine Verpflichtung zur Anmeldung
und eine Abgabepflicht nicht. Zur Vermeidung von Er
W empfiehlt es ſich jedoch für Gewerbetreibende,
deren ma den Betrag von 3000 M. nicht über
ſchreitet, eine die Nichteinreichung einer Anmeldung be
gründende Mitteilung an die unterzeichnete Steuerſtelle
unter Verwendung des amtlichen Vordrucks zu machen.

Wer der ihm obliegenden Anmeldungspflicht zu
h oder über die empfangenen lungenoder Lieferungen wiſſentlich unrichtige Angaben macht,

eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem zwanzigfachen
trage der hinterzogenen Abgabe gleichkommt. Kann

der Betrag der hinterzogenen Abgabe nicht 4 r
werden, ſo tritt Geldſtrafe von 100 M. bis 3000 ein.

Zur Erſtattung der Anmeldung werden den Ab-fagevftiga gen S J weit dieſe an Amtsſtelle bekannt

n e ordrucke überſandt werden. Wer bis 25. De-
r 1917 nicht im Beſitze eines Anmeldungsvordruckes

hat einen ſolchen bei der Steuerſtelle abzufordern.
tempelpflichtige ſind zur Anmeldung ihres Umſatzes

auch verpflichtet, wenn ihnen Anmeldungsvordrucke nicht
zugeſtellt ſind.

Ferner werden die Gewerbetreibenden darauf hin-
ger daß ſämtliche Unterlagen für die Beurteilung

arenumſatzes ſorgfältig aufzuheben find. Die An-
meldung auf Grund von Schätzung (Frage 4e des Vor-drucks) iſt nur en ger und dann anzugeben,
wenn ſonſtige Unterlagen für die genaue Berechnung
des Geſamtbetrages fehlen.

Da die Entrichtung der Abgabe gleichzeitig bei der
zu entrichten iſt, iſt die Ueberſendung der

nmeldung durch die Poſt unzuläſſig. Die Stempel-abe wird in dieſen Fällen e Erinnerung zwangs-
ſe eingezogen.

enumſatz iſt ohne Abzug der Unkoſten uſw.
anzumelden. Wir weiſen ferner im Intereſſe der Klein

rbetreibenden noch beſonders darauf hin, daß nicht
bliche Ertrag, ſondern das Ergebnis der täg-

n Roheinnahmen zi anzugeben iſt. Zu
Anmeldungen ſind nur amtliche Vordrucke zu ver
den.
Halle, am 10. Dezember 1917.
Warennmſatz-Stenerſtelle für den Stadtkreis Halle.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung,
des S 9b des Geſetzes über den W vom
4. Juni 1851 und des Geſetzes vom 11. Dezember 1915betreffend die Abänderung des See der den Be
lagerungszuſtand verordne ich im Jntereſſe der öffent
lichen Sicherheit:

1. Die in der Bekanntmachung vom 23. Januar 1917
IIb, III, IIb Fabrikenabteilung Nr. 339 4

ebotene Pflicht r Anmeldung von Roll, Leiter-,
öbel- und ähnlichen Wagen wird auf Laſtſchlitten,

die zur Güterabfuhr geeigh et ſind, ausgedehnt.
2. Anzumelden iſt der am 15. Dezember 1017 vorhan-

dene Beſtand, nach Standorten
3. Die Anmeldung hat bis zum Dezember 1917

bei der Gemeindebehörde, der der Meldepflichtige
unterſteht (Magiſtrat, Stadtrat, Gemeinde-Gutsvor-
ſteher), zu erfolgen.

4. Jm übrigen finden die Ziffern 1--3 der Bekannt-
vom 23. Januar 1917 entſprechende An-

wendung.
5. Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver-

kündung in Kraft.
Magdeburg, den 8. Dezember 1917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General
des IV. Armeekorps:

Sontag,
Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung,

des S 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom
4. Juni 1851 (Geſetzſamml. S. 451) in Verbindung mit
dem Reichsgeſetze vom 11. Dezember 1915 (Reichsgeſetz
blatt S. 813) wird im Jntereſſe der öffentlichen Sicher-
heit für den Bezirk des IV. Armeekorps angeordnet:

S 1.
Wer es unternimmt, Angeſtellte, Arbeiter ein

ſchließlich Werkmeiſter und Vorarbeiter, welche in Be
trieben der Heeresverwaltung, bei Gasanſtalten, Elek-
trizitätswerken, Bergwerksbetrieben jeder Art, oder
bei Unternehmern beſchäftigt ſfind, die Aufträge der
Heeresverwaltung ausführen oder unmittelbar oder
mittelbar Heeresbedarf herſtellen, durch Werbetätigkeit
jeder Art zum Aufgeben oder Wechſel der Arbeitsſtelle
u veranlaſſen, wird mit Gefängnis bis zu einem
ahre, bei Vorliegen mildernder Umſtände mit Haft

oder Geldſtrafe bis zu 1500 M. beſtraft.
2.Dieſe Verordnung dritt mit dem Tage der Be-

kanntmachung in Kraft.
Magdeburg, den 8. Dezember 1917.

Der ſtellvert n Kommandierende General
IV. Armeekorps.
Sontag,

Generalleutnant.

L. L. L. L. L.Die Jnternationalltät und der Krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

ElſaßLothringen und die dodialdemokratie
von Hermann Wendel Preis 40 Pf.

Zu haben in der

Buchhandlung Volksſtimme, Halle

Das Konzert
Luſtſpiel von Herm. Bah
Sonnabend: Die verkaufß

Passende

Weihnachts-
Geschenke

für Herren, Jünglinge und Knaben

bastzpiel des Stastlheoler Perzem

Sonntag, den 16. Dez. 1917
abends 7,30 Uhr

Perleberg.fertig am Lager
Luſtſpiel von K. Sternheim.
eAnzüge

Paletots
Ulster

Pelze
Joppen
Mäntel Soeben hB n non Ia. Auchengewörn

Westen Piefterkuchenfevin
Schlafröche upiln-ann
Rauchjacken

10 u. 15 Pf. Ladenpreisv Adler Co.fFranckestr. 18 ([el. 106).

Als Schneidermeister
empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.

O. heimſath Sohn,
Steg 18.

Abgespielte
brammophonp atte

auch Bruch, Kilo 1.75 kauft

Karl Albreeht,
Alter Markt 3.

Aus wärtige wollen einsenden,
Betrag erfolgt umgehend.

Meine fertigen Kleidungsstücke bieten
Ersatz für Maßarbeit.

Noch günstige Preise. Gute Qualitäten.
u
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Beilage zur Volksſtimme.
Fr. 167.

Saalkreis.
Halle, 13. Dezember 1917.

SGolderhöhung für Soldaten.
Nunmehr liegt die amtliche Bekanntmachung über die Löh

nungsaufbeſſerung der Soldaten im Armee-Verordnungsblatt
vor. Danach wird die Löhnung der Unteroffiziere und Mannſchaften
mit Wirkung vom 21. Dezember an wie folgt erhöht:

Mobile Formalionen

Halle und

für Vi z ef eldwebel und Vizewachtmeiſter, Fähnriche und Sanitäts

'vizefeldwebel von monatlich 63 Mark auf 75 Mark,
für Sergeanten, Oberfahnenſchmiede und Sanitätsſergeanten von

monatlich 57 Mark auf 67.50 Mark,
für Unteroffiziere, Fahnenſchmiede, Waffenmeiſterunteroffiziere,

Regiments und Bataillons-Tamboure, Hoboiſten, Horniſten und
Trompeter, Sanitätsunteroffiziere, Oberbäcker und ſonſtige Ober
handwerker, ſofern die vorgenannten Funktionsunteroffiziere nicht
einen höheren Dienſtgrad bekleiden, von monatlich 40 Mark

e e
für Sanitätsgefreite und Militärkrankenwärter-Gefreite von monatlich

23.40 Mark auf 26.50Mark,für Obergefreite und Gefreite von monatlich 18.90 auf 24 Mark,
für Gemeine und Militärkrankenwärter-Gemeine von monatlich

15.90 Mark auf 21 Mark.Jmmobile Formafionen und Lazarelt
für Vizefeldwebel und Vizewachtmeiſter, Fähnriche und Sanitäts

vizefeldwebel von monatlich 57 Mark auf 69 Mark,
für Sergeanten, Oberfahnenſchmiede und Sanitätsſergeanten von

monatlich 49.50 Mark auf 60 Mark,
für Unteroffiziere, Fahnenſchmiede, Waffenmeiſterunteroffiziere,

BataillonsTamboure, Sanitätsunteroffiziere, Oberbäcker und ſon
ſtige Oberhandwerker, ſofern die vorgenannten Funktionsunter-
offiziere nicht einen höheren Dienſtgrad bekleiden, von monatlich

33.60 Mark auf 42 Mark,für berittene und unberittene Sanitätsgefreite und Militärkrankenwärter

Gefreite von monatlch 18.90 und 17.40 auf 22.50 Mark,
für berittene und unberittene Obergefreite und Gefreite von monat-

lich 12.90 und 11.40 Mark auf 116.50 Mark,
für berittene und unberittene Gemeine und Militärkrankenwärter

Gemeine von monatlich 11.40 und 9.90 auf 15 Mark.
Die Löhnung der hier nicht genannten Unteroffiziere ſowie der

FeldgendarmGefreiten bleibt unverändert.

Spaßen Sie, Herr Tepelmann?
Die ſtädtiſche Kriegsunterſtützungskommiſſion, unterzeichnet Stadt-

rat Tepelmann, glaubt zu folgender Veröffentlichung durch die Preſſe
genötigt zu ſein:

Erhöhung der Familien Unlerſtützungen für K rige.
Obwohl die ſtädtiſche Kriegsunter r die Kriegs
un für die einen eigenen Haushalt führenden Kriegeran-

gen erſt kürzlich um 4 M. monatliches Kohlengeld für das
interhalbjahr erhöht hat, hat ſie in Gemäßheit einer Bundes

ratsverordnung vom 2. November d. J. noch eine weitere allen
Kriegerangehörigen zugute kommende Erhöhung (mit Rückwirkung
vom 1. November) um 4 M. monatlich anordnen müſſen. Jnfolge-
deſſen beziehen die Krieger-Familjen, namentlich ſolche mit mehreren
Kindern, jetzt ſehr auskömmliche Unterſtützungen, die ihnen bei der
gebotenen Einſchränkung auch Rücklagen für außerordentliche Be
dürfniſſe, wie Anſchaffung von Kleidung, Schuhwerk und dergleichen,
durchaus ermöglichen. Vielfach verſtehen nun manche Kriegerfrauen
immer noch nicht, mit ihren Unterſtützungen zu wirtſchaften, ſie ma

ganz unvernünftige, teure Anſchaffungen, die

Hall nnerstag den 13. Dezember 1917. 1. Jahrgang.

vorauszuſehenden und nicht verſchuldeten Notfällen eine
außerordentliche Unterſtützung gewährt werden kann, daß nament
lich zur Anſchaffung von Kleidung, Schuhwerk und dergleichen in

Zukunft in der Regel keine Extra Unterſtützung bewilligt werden
wird, auch nicht aus Anlaß der Oſtern 1918 erfolgenden Konfirmalion
von Kindern. Es wird ihnen daher dringend geraten, ihre Ausgaben
für das Weihnachtsfeſt zu beſchränken und ſich die für ſpätere außer
ordeniliche Bedürfniſſe erforderlichen Beiräge halbmonatlich von der
laufenden Ankerſtätzung zurückzulegen, wenn ſie jene Ausgaben nicht

aus ihrem Arbeitsverdienſt oder ſonſtigen Einnahmen beſtreiten kön
nen. Um ſo weniger kann die Kriegsunterſtützungs- Kommiſſion ihnen
noch mehr als bisher bewilligen, als ihnen die erhöhte Unterſtützung
mit 3 Halbmonatsraten auf einmal erſt am 1. Dezember nach
gezahlt worden iſt. Die Stadt hat übrigens auch keine Vorräte mehr
an Kleidern und Schuhwerk, kann alſo ſchon deshalb ſolche Gegen-
ſtände zur Konfirmation nicht mehr geben. Deshalb heißt es:
„Spare in der Zeilt, dann haſt Du in der Not!“

Man könnte beinahe verſucht ſein, über dieſe Epiſtel zu lachen,
wenn die Sache nicht gar zu ernſt wäre.

Die Stadt gibt monatlich 4 M. Kohlengeld. Schon richtig! Nur
iſt vergeſſen worden, hinzuzufügen, daß dieſe Summe nur immer für
einen ganzen Haushalt gilt, nicht für eine einzelne Perſon. Die Stadt
gibt neuerdings auch monatlich 4 M. „Teuerungszulage“, muß ſie
geben, wie gleich ſehr treffend hinzugeſetzt wird. Ebenfalls richtig!
Nur iſt dieſe Aufbeſſerung inſofern mit einem kräftigen Körnchen Salz
hinzunehmen, als: dieſe Summe den Städten von der Regierung wieder
zurückerſtattet wird (ſo daß ſich alſo Halle damit nicht brüſten kann), die

Städte hierbei bis 5 M. gehen dürfen (ſodaß Halle den Kriegerfamilien
noch 1 M. vorenthält), den Städten darüber hinaus natürlich noch volle
Bewegunggsfreiheit inbezug auf eine weitere Erhöhung bleibt (wovon
Halle keinen Gebrauch gemacht hat).

Dabei ſei ruhig zugegeben, daß Halle gegenüber mancher anderen
Stadt ihrer Art immerhin noch anerkennenswerte Unterſtützungen zahlt,

von den kleineren Gemeinden ganz zu ſchweigen. Aber berechtigt das
unſere Stadtverwaltung ſo aufzutrumpfen? Berechtigt es ſie vor allen
Dingen, die Kriegerangehörigen ſo zu ſchulmeiſtern, wie es hier ge-
ſchieht?!

Jhnen wird vorgehalten, daß ſie unvernünftige und teure An-
ſchaffungen machten, beſonders inbezug auf das Weihnachtsfeſt. Das
mag in einzelnen Fällen zutreffen, für die große, breite Maſſe trifft das

nicht zu. Umgekehrt wird ih en empfohlen, ſich Erſparniſſe für ſpätere
notwendige Ausgaben zurückzulegen. Das iſt in ſich einfach hinfällig,
denn wir meinen, daß mit den jetzigen Kriegsunterſtützungen noch nicht

einmal auszukommen iſt, angeſichts der ungeheuer großen Ausgaben für
das ganze Leben, geſchweige denn, daß davon noch etwas zurückgelegt

werden könnte. Und wenn nun gar geſagt wird, daß die Stadt keine
Schuhe und Kleider mehr habe, ſelbſt für Konfirmationszwecke nicht, ſo

daß dieſe alſo von den Kriegerangehörigen ſelbſt beſchafft werden müß-
ten, nun, dann liegt darin ein Eingeſtändnis und eine Zumutung
zugleich, die für unſre Stadt wirklich nicht ſchmeichelhaft ſind, im wei
teren allerdings auch für diejenigen Reichsſtellen nicht, denen die Sorge

dafür zu allererſt obliegt.

Nein, glaubt man ſchon Ermahnungen austeilen zu müſſen, be
ſonders in Hinblick auf zu erwartende beſondere Notſtände, dann ſollte

man ſich vor allem erſt an andere Stellen wenden. Und bleibt daneben
auch noch etwas für die Kriegerangehörigen übrig, dann ſollte man es
nicht öffentlich und beſonders nicht in dieſer Fotm tun. Denn damit
erreicht man nichts in den einzelnen Fällen, die hierzu Veranlaſſung
geben könnten, erregt aber um ſo mehr die Mißſtimmung aller der-
jenigen, die ſo ſchon genug mit der Not des Lebens zu kämpfen haben
und ſich nun auf dieſe Weiſe auch noch brüskiert, öffentlich bloßgeſtellt
ſehen.

Infolgedeſſen ſehen wir dieſe Epiſtel auch als einen argen Schnitzer

an, der am beſten noch dadurch unſchädlich gemacht wird, daß man
fragt, ob das wirklich ernſt gemeint ſei. So etwas kann tatſächlich nur

von der ſpaßhaften Seite genommen werden, ſo wenig das auch demunfehlbar ſpäter in Verlegenheit bringen werden. Die Beteiligten
werden deshalb darauf aufmerkſam gemacht, daß ihnen neben den
laufenden Unterſtützungen nur in wirklich dringenden, nicht

Ernſt der Sache entſpricht.

Liberalismus und Vaterlandspartei.
Es iſt ganz in der Ordnung, wenn die alldeutſche konſervative

Halleſche Zeitung unſere Friedensverſammlung vom vorigen Sonn
tag heruntermacht und wenn das unalLängige Volksblatt ſie kri
tiſiert, ſo anerkennenswert ſachlich auch immerhin dieſe Kritik noch
gehalten iſt. Denn damit liefern beide Blätter den bündigen Be
weis dafür, daß die Verſammlung ihren Zweck erfüllt hat, nämlich
darzutun, daß die ſozialdemokratiſche Partei am erfolgreichſten
den Kampf gegen die alldeutſch-konſervativ-waterlandsparteilichen
Kriegsverlängerer führt.

Etwas andres iſt es aber mit der angeblich liberalen Saale-
Zeitung. Dieſes Blatt, das doch eigentlich am eheſten mit gegen
die Vaterlandspartei ankämpfen ſollte, weil das einfach die ganze
angeblich von ihr vertretene Partei tut, vnierläßt nicht nur jede,
auch noch ſo beſcheidene Kritik gegenüber den Vaterländiſchen, ſon
dern unterſtützt dieſe noch poſitiv dadurch, daß ſie unbeſehen alle
deren Einſendungen kritiklos aufnimmt.

Die ſchönſte Jlluſtration dazu liefert aber die SaaleZeitung
mit ihrer Berichterſtattung über die letzte Verſammlung der Vater
landspartei und über die unfrige An die Verſammlung der
Vaterlandspartei verſchwendete ſie über eine Spalte, die ſie an die
Spitze ihres lokalen Teiles ſetzte, ſprach von dieſer, als von einer,
„die in äußerlich würdigem Rahmen einen ebenſo würdigen wie ein
drucksvollen Verlauf nahm“, hob hervor, daß das große Walhalla
Theater „bis auf die oberſten Ränge“ gefüllt war, und gab die da
maligen Referate in beſondern Auszeichnungen wieder. Unſre Ver
ſammlung tut ſie mit ungefähr 50 Zeilen ab, die ſie hinter dem lo
kalen Teil widergibt und läßt ſich darin lediglich mit ein paar allge
meinen Zeilen über Davids Referat aus, hebt aber bezeichnender-
weiſe auch dabei wieder hervor, daß die Vaterlandspartei unlängſt
in demſelben Saale „eine außerordentlich impoſante Verſammlung
zur Klarlegung ihrer Ziele“ veranſtaltet hatte.

Wir ſind. natürlich nicht diejenigen, die von der anderen Preſſ
irgendeine Reklamearbeit für uns beanſpruchen, ſei es auch nur du
rein objektive Berichte über Aktionen, die von uns veranſtaltet
werden. Aber das, was die SaaleZeitung tut, iſt nicht nur von
Objektivität meilenweit entfernt, ſondern läuft direkt auf eine Be
önnerung der Vaterlandspartei hinaus. Und eine ſolche voll
ommen unliberale Handlungsweiſe öffentlich feſtzunageln, iſt eine

Sache, die doch einmal öffentlich feſtgenagelt werden muß.
Dabei hat dieſe Angelegenheit noch ihren beſonderen Reig. Dex

leitende Redakteur der SaaleZeitung gehört dem Bezirksvorſtand
der Fortſchrittlichen Volkspartei an, derſelben Partei, die
nebenbei bemerkt vor einigen Monaten noch den Reichs und
Landtagsabgeordneten Kohſch hier in Halle kräftig en die
Vaterlandspartei loslegen ließ. Demſelben Vorſtand gehört aber
unter anderem auch der Redakteur des Merſeburger Correſpondent
an. Und dieſer nimmt nun r ſo prächtig die Vater
ländiſchen her, daß er darin ſeinem Halleſchen Kollegen geradezu
ein leuchtendes Beiſpiel ſein kann. Zum Beweiſe dafür ſei nur dit
Stelle eines Artikels angeführt, den der Correſpondent vor einigen
Tagen aus Anlaß einer in Merſeburg abgehaltenen vaterlands-
parteilichen Verſammlung ſchrieb. Dieſe lautet:

Unſere Stellungnahme zur Deutſchen Vaterlandspartei
in letzter Zeit genügend erörtert worden. Wir bekämpfen ſie, weil
das Programm dieſer Nichtpartei ein fortlaufendergegen ſich ſelbſt iſt. Man will ſich nicht in innerpolitiſche e
legenheiten einmiſchen, bekämpft aber die Mehrheit des Reich.

tages und beſchuldigt ſie, die heiligften Güter des Vaterlandes
verraten und uns einen „Hunger“ oder „Verzichtfrieden“ aufzuerlegen. Die Vaterlandspartei verſpricht einen eſſeren Frieden. Sie

fordert Bedingungen, die notwendig Verlängerung des jetzigen und
neue Kriege nach ihm im Gefolge haben müſſen. Man will Partei
ſein und iſt es auch; gleichzeitig aber will man über allen Parteien
ſein. Man erklärt Einheit und Frieden im Volke anzuſtreben,
gleichzeitig aber ſät man Zwietracht, indem man anders Denkende
beſchuldigt, weniger vaterländiſch geſinnt zu ſein, was ſich dann
in der geſinnungstüchtigen Preſſe zu „Ver rn“ und „Landes-
verrätern“ ſteigert. Die Deutſche Vaterlandspartei ſchwört, daß
ſie den Sieg, den vollen Sieg wolle; ſtatt aber die Regierung bei
ihrer klugen, wirklich vaterländiſchen inneren und äußeren Po-
litik zu unterſtützen und ihr die unerläßlichen Mittel zu gewähren,
macht ſie Oppoſition, und ihre Preſſe ſchafft Unfrieden und Miß
trauen, indem ſie die Verſchiebung der inneren Reform bis nachdem Kriege verlangt, wo ſie beſtenfalls verkrüppelt werden würde.

Das iſt wenigſtens eine Haltung, das iſt auch eine, die man als
liberal bezeichnen kann. Die Praxis der SaaleZeitung aber hat
mit Haltung gar nichts zu tun, am wenigſten mit Liberalität.

Zu verwundern bleibt dabei nur, daß ſo etwas die liberalen
Parteivertretungen zulaſſen. Denn ſie können doch unmöglich mit
einer ſolchen Unliberalität einverſtanden ſein. Die Leſer aber
dürften daraus ſchon genugſam die Konſequenzen gezogen haben,denn wer möchte wohl ein Blatt leſen, das als angeblich iterales die

Vaterlandspartei offen begönnert?!

Roſi Zurflüh.
30] Eine Geſchichte aus den Alpen von Johannes Scherr.

(Nachdruck verboten.)

„Aber wir müſſen die Laſt tragen, die uns auferlegt iſt,
Roſi“, fuhr er fort. „Wir müſſen ſie tragen. Eseiſt ein hartes
Gebot, aber es iſt das Gebot einer Pflicht, die den Fortbeſtand
der menſchlichen Geſellſchaft verbürgt. Sei es ein Segen,
ſei es ein Fluch, das Leben muß ertragen werden. Doch ich
will Euch nicht vorpredigen. Arme Frau, es ſind ſchon
andere hierher gekommen als Jhr, in der Abſicht, den Wild
ſee zu ſehen und ſonſt nichts mehr. Es iſt viel Leid in der
Welt und erträglich wird es nur dadurch, daß es auf ſo viele
verteilt iſt. Seht mich an, Roſi, ſeht mich an! Glaubt Jhr,

ich ſei glücklich? S„Meine ter, 's Vreli, meint, nein. Jhr ſeiedimmer ſo ſtill und ſchwermütig, Herr Pfarrer, ſagt ſie. Jhr
glaubt nicht, wie ſie ſich oft um Euch abkümmert. Das Kind
hängt ja mit ganzer Seele an Euch.“

„An mir?“
„An Euch. Jch hab' es wohl bemerkt, obſchon ich ſchon
lange mehr, als es recht iſt, nur an mich ſelbſt dachte.
fürcht', ich nehme mir zu viel gegen Euch heraus, Herr

farver; aber haltet's mir zugut, ich bin heut nicht recht bei
ſtand. Jhr ſolltet nicht länger ſo allein ſein, ſolltet eine

Frau in Euer einſam Haus führen, und wenn auch s Vreli
meine Schweſter iſt, ſo darf ich s doch ſagen Heiratet ſie
Sie wird Euch glücklich machen. Oh, ſie iſt geſund, heiter und
Nug wie ein Voögeli und die beſt Seel von der Welt.

„Und das mir, Roſt, Jhr?“Sie hob r d e Auge zu dem vor ihr Stehenden,
ſenkte es aber erſchrocken ſogleich wieder. So hatte Milder
ſie noch nie geſehen. Es lag ein lang und ſchmerzlich ver
haltenes Geſtändnis in ſeinem Blick. t„Jhr ſagt mir das, Roſi?“ wiederholte er. „Jhr ratet
mir, eine andere zu heiraten? Wißt Jhr denn nicht, daß ich
Euch grengenlos geliebt habe

euch Roſil Oh, hättet Jhr mein Gefühl beizeiten

bemerkt, vielleicht daß Jhr dann gelernt, es zu erwidern. Jch
hätte Euch auf den Händen getragen all mein Leben lang.“

„So hat er einſt auch zu mir geredet, und jetzt jetzt
trägt er eine andere im Herzen und auf den Händen.“

„Jhr habt das Recht, ſo zu ſprechen ja, Eure Bitter
keit iſt gerecht.“

„Nein, nein, verzeiht mir! verzeiht mir! Jch weiß ja
kaum, was ich rede. Aber da ich nun doch einmal von
meinem armen Schweſterli geredet, ſeid Jhr denn dem Kinde
gar nicht es bizzeli gut?“

„Doch, Roſi, doch. Wer müßte auch dem Vreneli nicht
gut ſein? Aber ich muß doch bezweifeln, ob, was ich für das
herzige Mädchen fühle, ausreichend ſei zu einem Bunde für
das ganze Leben.“

„Zweifelt nicht, Herr Pfarrer, zweifelt nicht!“ ſagte ſie
eifrig, und Milder fühlte ſich von dieſem Eifer gerührt. Er
merkte wohl, daß Roſi mit dem ihr angeborenen Takt ihn raſch
über die leidenſchaftliche Regung, die er ſoeben gezeigt, hin
wegführen wollte, und er widerſtrebte um ſo weniger, als
es ſeiner Herzensgüte wohltat, zu ſehen, wie die Verzweiflung
der armen Frau durch die Beſchäftigung mit dem Glücke der
Schweſter ſich milderte.

„Lueget, Herr Pfarrer,“ fuhr ſie fort, „ein kleines, aber
ſtetig glimmendes Fünkchen überdauert einen Flackerbrand.
Schnelles Feuer Strohfeuer, pflegte mein Vater ſelig
Friede ſei mit ihm! zu ſagen. Oh, ich hab's ja erfahren,
wie es mit dem Flackerfeuer und dem Strohfeuer endigt,
ich hab's erfahren. Alles Lug und Trug! Verraten und
verlaſſen zu werden um eine ſolche!“

Und murmelnd wiederholte ſie: „Um eine ſolche eine
ſolche ſolche!“

Es drängte den guten Pfarrer, die Unglückliche wieder
von der peinvollen Vorſtellung abzulenken, die ihren Geiſt
beſchäftigte, und er ſagte daher: „Jhr ſprachet von einem
Fünkchen, Roſi. Angenommen, es glimmte mir ſo eins im
Herzen, fürs Vreneli

„Oh, ſo pflegt es, Herr, pflegt es und laßt es anwachſen
zu einer ſtill und ſtet brennenden Flamme. Mein lieb's gut's
Schweſterli wird. die Flamme zu nähren wiſſen. Sie iſt ſo
klug und hat ſo viel gelernt. Wär ſie an meiner Stelle ge-
weſen, vielleicht Doch wir wollen von Euch ſprechen, Herr

Pfarrer, und vom Vreneli. Und Jhr ſeid alſo dem Kind gut,
gewiß, Jhr ſeid ihm gut?“

Das bin ich, Roſi; aber ich darf Euch nicht verbergen
daß ich über mein Gefühl noch nicht klar genug bin, um
Eure Schweſter der Gefahr auszuſetzen, ſich in mir getäuſcht
zu finden. Jch möchte ſagen, meine Zuneigung für das liebe
Mädchen ſei nur erſt wie ein Veilchen

„Oh, das Viönli iſt ein herzig s Blüemli, Herr Pfarrer
unſcheinbar, aber voll Wohlgeruch. Lueget, da fällt mir

ein, Jhr habt mal in der Predigt geſagt, in einem einzigen
duftenden Viönli ſei ſchon der ganze Frühling enthalten.
Zeigt dem Vreli, daß das Viönli da iſt, in Eurem Herzen, und
t de mwet ſehen, daß dem Kind ein ganzer Glücksfrühling
aufgeht.“

„Jch will es bedenken, Roſi, ich will es bedenken, und
wenn das Ergebnis meiner Selbſtprüfung ein ſolches iſt, wie
es einen Mann von Ehre und Gewiſſen befriedigen kann, ſo
will ich mein Glück beim Vreneli verſuchen.

„Tut das und Jhr werdet das Glück finden.“
„Jch nehme die Weisſagung an und ſie klingt mir aus

Eurem Munde doppelt verheißungsvoll. Aber jetzt kommt,
Roſi. Die Sonne ſteht ſchon über den Felswänden. Wir
wollen uns auf den Heimweg machen.“

Sie ſprachen auf dem Wege die Schluchten abwärts nicht
viel mitſammen, denn beide waren zu ſehr mit ihren Ge
danken beſchäftigt. Als ſie aber, beim Rütli angelangt, ſich
trennten, ſagte Roſi ruhig und gefaßt: „Loſet, Herr Pfarrer,
der Ruodi wird wohl nächſter Tage aus Thun an Euch ſchrei
ben, von wegen von wegen der Scheidung. Jch erklär
Euch, daß ich darein willige. 's wird zwar meiner armen
Mutter ſchier das Herz brechen, aber ich kann nicht anders.
Er ſoll ſeinen Willen haben, er ſoll ihn haben. Gott verhüte,
daß ich ſeinem Glück im Wege ſtünde.“

„Seinem Glück? Er wird bald mit bitterſter Reue er
fahren, was das für ein Glück ſei.“

„Jch fürcht' es auch, ja, das tu' ich; aber ich kann's
nicht ändern. Jch kann ihm nur zeigen, daß ich bis zuletzt das
meinige tun will, ihn zufriedenzuſtellen. h

1) Veilchen.
(Fortſetzung folgt.)
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Ueber die F
dereits berichteten übrigens ſoll ſie nicht in Torgau geſchehen ſein

eſtnahme der Pferdeſchwindler, von der wir geſtern

wird noch ausführlicher gemeldet: Die Schwindler, die. Pferdever
ſteigerungen ankündigten und dann Landwirte in der Weiſe um große
Anzahlungen betrogen, daß ſie Pferdeverkäufe abſchloſſen, hier feſt

ommen worden. Sie hatten eine Verſteigerung im Gaſthof zur
nne angezeigt. Hier wurde ein Gutsbeſitzer aus der Nähe von

Leipzig von einem Manne angeſprochen, der ihn ſagte ob er auchVrſteigerung wolle. Auf die Bejahung erklärte der Mann, der

ſcheinbar unwillig, die ganze Sache ſei augenſcheinlich
Er habe aber ſchon mit dem Direktor des Landwirtſchaft

lichen Kreisvereins geſprochen, und Je habe ihm ein Pferd beſtimmt
ugeſagt. Der epper führte nun den Gutsbeſitzer kreug und quer

die Straßen der inneren Stadt bis er an einer verabredeten Stelle
den Herrn „Direktor“ ſtieß. Als jetzt der Handel eben in Gang
mmen war, nahmen Kriminalbeamte beide feſt. Der Schlepper

nennt ſich Händler Karl Höck aus Hamburg, der „Herr Direktor“, der
an ſeinem „Schmiß“ leicht zu erkennen war, nannte ſich Zahntechniker
Joſef Ewald Tholl aus Berlin, wurde aber entlarvt als der 33 Jahre
alte, aus Parchim gebürtige Zuhälter Heinrich Preuße, der im April
d. J. aus dem Feſtungsgefängnis Spandau entſprungen war. „Tholl“
ſpielt jetzt den wilden Mann und verweigert jede Auskunft. Bei denSerhaſteten fand man eine große Anzahl ſogenannter Blüten, falſche

dert- und Tauſendmarkſcheine, die der Schlepper zu ſeinen Zah
n benutzte, und viele Sormulare mit gefälſchten Aufdrucken von

Landwirtſchaftskammern. Die Bande hat ohne Zweifel noch mehr Mit
glieder gehabt, die jetzt den Schwindel wohl weiter betreiben werden.

Weihnachis-Verteilung. Das Stadternährungsamt will der Bürger
ſchaft dadurch eine kleine Weihnachtsfreude bereiten, daß es folgende
Reſtmengen von früheren Beſtänden verteilt: 65 000 Päckchen Kaffee60 Frowm, 7500 Päckchen Tee zu 40 Gramm, 65 000 Päckchen
Zetao zu 40 Gramm, und 18 000 Tafeln Schokolade zu 100 Gramm.

Da hiernach jedoch von keiner Ware ſo viel vorhanden iſt, daß jeder in
gleicher Weiſe bedacht werden könnte, ſoll das Los darüber entſcheiden,
was jeder einzelne erhält. Die Verteilung beginnt am Freitag in der
Talamtſchule. Es ſind daran: vormittags 8 12 Uhr die Nummern

3500, nachmittags 2-—6 Uhr die Nummern 3501--7000 der Lebens
mittelſcheine. Jede Perſon erhält entweder ein Päckchen oder eine Tafel,
die je 75 Pf. koſten.

Vor einer Preiserhöhung für Streichhölzer. Wie das
Berliner Tageblatt zuverläſſig erfährt, hat der Verein Deutſcher
Zündholzfabrikanten erneut beim Bundesrat den Antrag geſtellt,
die ſeit dem 16. Dezember 1916 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für Zünd-

er mit Rückſicht auf die Preisſteigerung für, Chemikalien,
ſtoffe, r uſw. zu erhöhen. Der jetzige Fabrikhöchſt-

preis an den Groſſiſten beträgt 350 M. für die ganze Kiſte mit
10 000 Schachteln Streichhölzchen.

Teurerer Kunſthonig. Die Erhöhung der Zuckerpreiſe und
die bedeutende Steigerung der allgemeinen Betriebsunkoſten, ins-
beſondere der Koſten des Verpackungsmaterials haben eine Neu-
regelung der Kunſthonigpreiſe erforderlich gemacht. Der Staats-
er des Kriegsernährungsamtes hat demgemäß durch eine

rordnung vom 7. Dezember 1917 die Preiſe neu feſtgeſetzt. Der
Kleinhandelspreis beträgt bei Abgabe in Paketen oder Doſen
bis zu 1 kg Reingewicht 75 Pf. einſchließlich Verpackung, bei
e Verkauf (Ausſtich aus größeren Gefäßen) 73 Pf. für das

nd.
Abberufen. Aus Halle wird einem auswärtigen Blatte be-

richtet: Der Mitherausgeber von Schmeils Naturwiſſenſchaftlichem
Unterrichtswerk und des vom KepplerBund veröffentlichten

mmelwerks Moderne Naturkunde Prof. Dr. Rabes wurde als
rektor des Städtiſchen Muſeums nach Mülheim a. d. Ruhr be-

rufen. Rabes iſt Verfaſſer volkstümlicher wiſſenſchaftlicher Werke
nd eines Leitfadens für biologiſchen Unterricht. Er iſt außer-
m wiſſenſchaftlicher Beirat der vom Kultusminiſter begründeten

Preiserhöhu r Feilungen.M a u urge e der Ankündigung gezwungen, daß ſie
re

Nunmehr ſehen ſich auch die

bonnementspreiſe vom I. Januar an bedeutend erhöhen müſſen.
ieſe Erhöhungen betragen im e entralAnzeiger 20, General

Anzeiger 30, Magdeburgiſche Zeitung 25, r g 30,
ſtimme 25 Pfennige monatlich. Es kann ſich eben keine Zeitung dem
Zwang zur Preiserhöhung entziehen, nachdem die Roh und Hilfsmate
rialien, die Arbeitslöhne uſw. neuerdings wieder ganz bedeutend geſtiegenſind und ar en auch noch wellerhh ſteigen werden.

T die Stadtbahn und die ſche e tſtellen Freffahrtkarten verlieren mit dem 31. Dezember 1917 ihre
keit. Für das Jahr 1918 gültige Freifahrtkarten müſſen bis zum
20. Dezember ſchriftlich beim Magiſtrat beantragt werden. Es ſei n
darauf aufmerkſam gemacht, daß die Freifahrtberechtigungen nach Mög
lichkeit eingeſchränkt werden müſſen.

Großer Mehldiebſtahl. Während der Nacht zum Montag ſind in
einer Bäckerei zu rin Kreis Bitterfeld) 30 Stück (45 Zentner)
Mehl geſtohlen worden. Die Säcke tragen die Firma „Rich. Junghannß
Brehna“. Mitteilungen über nei Wahrnehmungen, die mit dem
Diebſtahl in Zuſammenhang ſtehen können, werden von der Kriminal

polizei, Zimmer 36 oder 37, entgegengenommen.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadlihealer. Heute Donnerstag: „Die Fledermaus“, Freitag

zum erſten Male: „Das Konzert“ von Hermann Bahr, Sonnabend:
„Die verkaufte Braut“, Sonntag nachmittag 34 Uhr: Fremdenvor-
ſtellung zu ermäßigten Preiſen: „Der Trompeter von Säkkingen“,
abends 71 Uhr: „Die toten Augen“.

Stadtlhegler. Heute, Donnerstag, wird die Operette „Die Fleder-
maus“ von Johann Strauß gegeben. Am Freitag geht unter der Spiel-
leitung von Adalbert Kriwat das Luſtſpiel „Das Konzert“ von Her-
mann Bahr in Szene. Jn den Hauptrollen ſind beſchäftigt die Damen
Hartmann, Grawi, Troeger, Debicke, Roesler, Michael, Ziemann, die
Herren Ziſtig, Eckhardt, Teuſcher. Am Sonnabend „Die verkaufte
Braut“, Sonntag nachmittag „Der Trompeter von Säkkingen“, abends
744 Uhr „Die toten Augen“, Montag „Der Waffenſchmied“.

Thalla- Theater. Am Sonntag abend 714 Uhr wird im Thalia-
Theater das Luſtſpiel „Perleberg“ von Karl Sternheim durch das
Schauſpielperſonal des Stadttheaters zur Aufführung gebracht. Die
Beſetzung der Hauptrollen iſt die gleiche wie im Stadttheater.

Aus der Provinz.
Vachprüfung der Ernteergebniſſe.

Eine aus amtlichen Huellen ſchöpfende Berliner Nachrichtenſtelle
ſchreibt unter anderem:

Unſere Ernte an Brotgetreide in dieſem Jahre war mäßig, ſie kann
aber nicht ſo ungünſtig ſein, wie es nach der Ernteſtatiſtik den Anſchein
hat. Die Reichsgetreideſtelle hat daher eine ſorgfältige Nachprüfung des
Ernteergebniſſes in Angriff genommen; die Bundesregierungen ſind
verſtändigt worden, daß für die Ablieferungsſchuldigkeit die Ernteſtatiſtik
nicht in Betracht gezogen werden ſoll. Tatſächlich haben ſchon bis Ende
November einzelne Kommunalverbände mehr Getreide abgeliefert, als
ſie nach der Statiſtik überhaupt geerntet haben. Jn noch höherem
Grad als beim Brotgetreide erweiſt ſich die Ermittlung der Kartoffel
ernte als unzuverläſſig. Auch hier iſt eine gründliche
forderlich und bereits in Angriff genommen; ſie wird etwa bis Mitte
Dezember abgeſchloſſen ſein. Wollte man das bisher ermittelte Er
gebnis unferer Kartoffelernte als zutreffend annehmen, dann läge ein
ſehr erhebliches Defizit für die Deckung des notwendigen Bedarfs vor.
Von einer Freigabe von Kartoffeln zu Futterzwecken, die von der
Landwirtſchaft dringend gewünſcht und bei dem guten Ernteausfall auch
für möglich erklärt wird, könne gar nicht die Rede ſein. Ebenſowenig

nährung über die gegenwärtige

der Ka nte vorlſpruch ad kann,
ſchiedenen Zwecke ein
vorhanden anzunehmen iſt.
nahme einer
dieſer Annahme kann eine Erhöhung der Kartoffelration auf 10 Pfund,
wie ſie im Reichstag und im preußiſchen Landtag in Vorſchlag gebracht

e

marmelade zum Preiſe von 60 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 47, 100
Gramm Kaffee-Exſatz zum Preiſe von 80 Pf. auf Bezuggsſchein
Nr. 48. Die weitere Zuteilung von Marmelade erfolgt ſofort
nach Lingang der erwarteten Sendung. Der Verkauf der zu-
geteilten Ware erfolgt von Donnerstag, den 20. Dezember, bis
einſchließlich Sonnabend, den 22. Dezember. Am Sonnabend
wird gegen Abgabe der für die laufende Woche gültigen Kreis-
fettmarken in den bekannten Verkaufsſtellen Molkerei- und Land-
butter ausgegeben, und zwar auf jede Kreisfettmarke und auf
jede Zuſatzmarke mit dem roten Aufdruck K, 2 4 50 Gramm
Butter zum Preiſe von 31 Pf.

In der letzten StadtverordnetenSitzung wurden zu einer
Weihnachtsfeier im Krankenhauſe pro Kopf 5 Mk., zur
An ans von Wäſche für das Krankenhaus 4650 Mk. und zu
den Koſten des ElſterSaaleKanalProjektes 2000 Mk. bewilligt.

Schaufenſterbeleuchtung. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, den
Geſchäftsleuten zu geſtatten, daß die Schaufenſter bis zum 26. De
zember d. J. bei Dunkelheit beleuchtet werden dürfen.

An das Fttaſpr netz angeſchloſſen ſind vom 10. Dezember
an die Orte Göhlitzſch, Daſpig und Cröllwitz (Kreis Merſeburg).

Fertigſtellung der Straßenbahn i urg--Mücheln. Zur
landespolizeilichen Abnahme der elektriſchen Straßenbahn von
Merſeburg nach Mücheln hat der z gierungenrert Termin auf
Dienstag den 18. Dezember anberaumt. e Abnahme beginnt
8,15 Uhr vormittags an der Endſtelle der Bahn am Gotthardts-
teiche zu Merſeburg.

Zeitz. Als geſtohlen iſt angezeigt worden: ein weißes,
23 ein weiß und gelbgeflecktes Kaninchen, ein ſchwarzer Alpaka-
Frauenrock. Als gefunden iſt bei der Polizei abgegeben
worden: ein Geldbetrag.

Weißenfels. Auszahlung der Familien Unter-
ſtützungen. Die nächſte Auszahlung der Unterſtützungsbeträge an
die Angehörigen der zum Heeresdienſt Einberufenen findet bei den
bisherigen Zahlſtellen in folgender Ordnung ſtatt:

Stadtſteuerkaſſe: Stadthauptkaſſe:
Rathaus Nr. 4 Rathaus Nr. 5

Sonnabend, den 15. Dezember
Vorm. 8--10 Uhr Buchſtaben A. S. St. E. J. T. U. V. Z.

v 0--1 Sch. W.Montag, den 17. Dezember

Vorm. 8--10 Uhr Buchſtaben K. M. O.
10-1 L. N. P. Q. R.Dienstag, den 18. Dezember

Vorm. 9--10 Uhr Buchſtaben B. C. G.
a 10--1 D. F. H.Weißenfels. Graupenverteilung. Auf die braunen

Lebensmi ttelmarken Nr. 92 kommen 75 Gramm Graupen nach der
Kundenliſte zur Verteilung. Die Verkaufszeit iſt auf Sonnabend,

entralſtelle für natur wiſſenſchaftlichen Unterricht.
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von 9 bis 6 Uhr
Bau
Freitag den 15. Dezember

Montag ö. 17. dis Freitag d. 21.

Arnold Troltsch.
G. Assmann.
Julius Bacher.
Hermann Bauchwitz.
0. V. Borchert.
Brummer 4& Benjamln,
Burghardt Becher,.

3129

käme eine Heraufſetzung der Verbrauchsmenge für die menſchliche Er

wihe in Betracht. Bis ein Ergebnis Idas m Zuverläſſigkeit einigermaßen An-

der Befriedigung des Bedarfs für die ver
Beſtand zugrunde gelegt werden, der als ſicher

Allen Berechnungen liegt zurzeit die An
artoffelernte von 34,5 Millionen Tonnen zugrunde. Bei

c

iſt, nicht in Betracht kommen. Alle derartige Wünſche müſſen vertagt
werden, bis ein Bild über unſere Ernte gewonnen iſt, das der Wirk.
lichkeit entſpricht.

Merſeburg. Ausgabe von Lebensmitteln. Für die
Zeit vom 186. er bis einſolreylich 29. Dezember werden
auf den Fop der Bevblkerung zugeteilt: 150 Gramm Grieß zum
Preiſe von 10 Pf. auf Bezugsſchein Nr. 46, 250 Gramm Auslands-

den 15. bis Sonnabend, den 22. Dezember feſtgeſetzt.

Sfo
hen um Imeen n n l u

von 1 dis 6 V

den 16 rSonntag 23. Dezember

Endepols 4 Dunker.
Bruno Freytag.
Hempelmann Krause,
A. Huth Co.
Leonhardt Schlesinger.
J. Lewin.
Geschwister Locwengahl.,
Alex Michel.

u m Im m h bin t f h n iunu

von bis 7Vhr

Sonnabend den 15. ind 22.

Montag den 25. und 31.

Leopold Musshaum.
Franz Reſeh.
C. F. Rifter.
M. Schnelder.
H. C. Weddy-Pönlcke.
S. Weiss
W. F. Wollmer.
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